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Die vorliegende Diplomarbeit befasst sich mit den rechtlichen Möglichkeiten und 
der tatsächlichen Unterstützung bei der Durchführung eines Wiedereinstieges.  
Dazu wurde eine Umfrage unter bereits wieder eingestiegenen Mitarbeiterinnen 
und derzeit Beurlaubten durchgeführt. Leider waren eine repräsentative Umfrage 
und eine Zufallsstichprobe aus Zeitgründen und mangelnder Unterstützung der 
betroffenen Mitarbeiter nicht möglich, weshalb es sich um speziell ausgesuchte 
Befragte handelt. 
 
Zusätzlich war beabsichtigt, eine Umfrage unter wieder eingestiegenen Mitarbei-
tern der Privatunternehmen durchzuführen. Leider war dies jedoch nicht zu reali-
sieren, da sich keine Mitarbeiter dafür finden ließen und aus Krankheitsgründen 
bzw. fehlender Unterstützung der Unternehmen keine Rückfragen möglich waren. 
Der Vergleich stellt somit nur eine skizzenartige Beschreibung dar. 
 
Bei allen Mitarbeitern der Landeshauptstadt Stuttgart, besonders bei Frau Gisela 
Schill und Frau Claudia Wurst von der Abteilung Organisation und Personalent-
wicklung, sowie bei Frau Renate Hampp vom Personalservice, möchte ich mich 
für die freundliche und fortwährende Unterstützung bedanken. Sie haben mir ent-
scheidende Hilfen zur Gelingung dieser Arbeit gegeben. 
 
Weiterhin möchte ich mich auch bei Herrn Prof. Dr. Alber bedanken, der mir 
durch hilfreiche Anregungen und Hinweise stets weiterhelfen konnte und für alle 
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Der Zwiespalt zwischen Familie und Beruf stellt in der heutigen Zeit für die meis-
ten Frauen und Männer ein Problem dar. Jeder möchte seine beruflichen Chancen 
nutzen, dabei bleibt dann meistens die Familienplanung auf der Strecke. Denn 
immer noch ist in vielen Köpfen verankert, dass eine Familienzeit, die wegen der 
Kinder genommen wird, einen Karriereknick verursacht. 
 
Umso wichtiger ist deshalb die Unterstützung der Arbeitgeber die Familie und 
den Beruf miteinander vereinbaren zu können und so jungen Menschen die Ent-
scheidung für eine Familie zu erleichtern. 
 
Die Landeshauptstadt Stuttgart möchte dieses Ziel als familienfreundliche Arbeit-
geberin durch effektive Fördermaßnahmen erreichen. Aus diesem Grund hat die 
Stadtverwaltung ein Konzept entwickelt, dass ihre Mitarbeiter bei dem Eintritt in 
die Familienzeit begleitet und ihnen Möglichkeiten und Wege aufzeigt, einen be-
ruflichen Wiedereinstieg neben der zu leistenden Familienarbeit zu wagen. 
 
Wie familienfreundlich diese Maßnahmen tatsächlich sind und ob die Landes-
hauptstadt im Vergleich zu anderen Unternehmen den Titel familienfreundliche 
Arbeitgeberin zu Recht trägt, soll in dieser Arbeit beleuchtet werden. Dazu sollen 
die Angebote und die rechtlichen Gegebenheiten oder auch Hindernisse, welche 
mit einem Wiedereinstieg in Verbindung stehen, betrachtet werden. 
 
Zur besseren Lesbarkeit werden Beurlaubte und Wiedereinsteiger/-innen nur in 
der weiblichen Form erwähnt, da es sich fast ausschließlich um Frauen handelt, 
die in eine Beurlaubung treten und anschließend einen Wiedereinstieg durchfüh-
ren. Mit Beurlaubte sind Beamtinnen im Mutterschutz, der Elternzeit oder dem 





2 Der Wiedereinstieg bei der Landeshauptstadt Stuttgart  
Für viele Frauen stellt der Wiedereinstieg in das Berufsleben nach einer Beurlau-
bung eine große Hürde dar. Es ergeben sich Schwierigkeiten im persönlichen und 
organisatorischen Bereich, wie strukturelle Veränderungen und technische Neue-
rungen am Arbeitsplatz oder das Problem den Beruf und die Familie miteinander 
zu vereinbaren. Teilweise fehlt es auch an der mangelnden  Unterstützung durch 
den Arbeitgeber, der den Beurlaubten nicht selten dazu rät, sich weiterhin vom 
Dienst befreien zu lassen oder zu kündigen1.  
Immer häufiger beschweren sich Frauen über diese Schwierigkeiten eines Wie-
dereinstieges und fordern eine zentrale Anlaufstelle zur Lösung ihrer Probleme.    
Ziel der Stadt Stuttgart ist es deshalb, eine verbesserte Unterstützung der Beschäf-
tigten und der Verwaltung unmittelbar vor und während der Phase einer Beurlau-
bung zu erreichen sowie die Berufsrückkehr nach dieser Phase zu vereinfachen. 
Beratungsgespräche und andere Leistungen der Verwaltung sollen den Beurlaub-
ten helfen, sich in die Arbeit wiedereinzugliedern, gleichzeitig aber auch der Ver-
waltung aufzeigen, dass die Wiedereinsteigerinnen als leistungsfähige Mitarbeite-
rinnen und nicht als Belastung zu sehen sind. Die Akzeptanz soll für beide Seiten 
hergestellt werden, damit eine verbesserte Zusammenarbeit möglich wird. 
Diese Akzeptanz beginnt bereits mit der Mitteilung der Mitarbeiterin, dass sie 
schwanger ist. Hier sollte die Verwaltung der Mitarbeiterin alle Möglichkeiten 
aufzeigen, wie sie die Zeit nach der Geburt verbringen möchte. Zum einen kann 
diese nach Ablauf der Mutterschutzfrist in das Berufsleben zurückkehren, zum 
anderen kann sie jedoch auch eine Freistellung vom Dienst beantragen. 
2.1 Rechtlicher Rahmen 
Es gibt verschiedene Möglichkeiten für Beamtinnen, sich vom Dienst befreien zu 
lassen. Eine erste, der Fall der Elternzeit, findet sich in § 40 AzUVO. Demnach 
haben Beamtinnen einen Anspruch auf Elternzeit, wenn sie mit einem eigenen 
Kind, einem Stief-, Adoptiv- oder Pflegekind in einem Haushalt leben und es er-
ziehen und selbst betreuen. Dieser Rechtsanspruch besteht bis zur Vollendung des 
dritten Lebensjahres bzw. bis drei Jahre ab der Aufnahme des Kindes, wobei ein 
                                               
1
 Ernst, H./Kerl, C./u.a., Projektbericht, 2000, S. 7 
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Anteil der Elternzeit auch auf einen späteren Zeitpunkt verschoben werden kann, 
wenn keine dienstlichen Interessen entgegenstehen2. Grundsätzlich gibt es jedoch 
für die Gewährung der Elternzeit über drei Jahre einen Rechtsanspruch, bei dem 
es nicht auf entgegenstehende dienstliche Belange ankommt3.  
Im achten Abschnitt des LBG, § 152 Abs. 1, werden zwei weitere Freistellungsar-
ten genannt: der Urlaub ohne Dienstbezüge (§§ 153 b bis 153 d) und die Teilzeit-
beschäftigung (§§ 153 e bis 153 h). Letzteres soll an dieser Stelle der Arbeit je-
doch unberücksichtigt bleiben. 
Eine Beurlaubung aus familiären Gründen nach § 153 LBG ist unter den Voraus-
setzungen, dass die Beamtin mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder einen pfle-
gebedürftigen Angehörigen pflegt oder tatsächlich betreut, möglich. Wie bereits 
in § 40 AzUVO ist auch hier unter dem Begriff „Kind“ das eigene Kind, das Pfle-
ge-, Stief- oder Adoptivkind oder das Enkelkind, mit welchem die Beamtin in 
einem Haushalt lebt, zu verstehen4. Pflegebedürftig ist eine Person, wenn sie auf-
grund ihrer gesundheitlichen Lage ohne fremde Unterstützung alltägliche Dinge 
nicht mehr ausführen kann. Über die tatsächliche Pflegebedürftigkeit ist ein ärztli-
ches Gutachten einzuholen. 
Auf die Beurlaubung besteht ein Rechtsanspruch. Sie darf nur versagt werden, 
wenn zwingende dienstliche Interessen entgegenstehen. Der Dienstherr hat der 
Beamtin die Freistellung zu gewähren, auch wenn dies zu einem höheren organi-
satorischem Aufwand, wie der Neubesetzung der Stelle, führen kann5. Handelt es 
sich jedoch um gravierende Nachteile, die für die Verwaltung entstehen können, 
liegen grundsätzlich zwingende dienstliche Interessen vor6 und die Beurlaubung 
kann verweigert werden. So hat auch das VG Frankfurt am 11.04.2002 entschie-
den, dass ein Urlaub ohne Dienstbezüge verweigert werden kann, wenn erhebliche 
Personalengpässe als zwingender dienstlicher Grund entgegenstehen7. Wird die 
Freistellung gewährt, darf sie die Dauer von zwölf Jahren nicht überschreiten. 
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 Innenministerium, Beurlaubung, 2006, S. 7 
3
 Eckstein, C., Beurlaubung für Beamte, 2006, S. 87 
4
 Plog, E./Wiedow, A./u.a., BBG, 1999, § 72a, Rn. 29 
5
 Kienzler, H., Beamtenrecht, 2002, Rn. 187 
6
 Baßlsperger, M., Beurlaubung, 2001, S. 428 
7
 VG Frankfurt, 21.02.2006 
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Die andere Möglichkeit der Beurlaubung ohne Dienstbezüge nach dem LBG fin-
det sich in § 153 c. Bei der Beurlaubung wegen Bewerberüberhang müssen ein 
außerordentlicher Überschuss an Bewerbern sowie ein nachdrückliches Interesse 
der Öffentlichkeit bestehen. Der Urlaub kann bis zu sechs Jahren bzw. nach 
Vollendung des fünfundfünfzigsten Lebensjahres bis zum Beginn des Ruhestan-
des bewilligt werden. Auch in diesem Fall dürfen keine dienstlichen Interessen 
entgegenstehen, wobei aber keine zwingenden Interessen entgegenstehen müssen. 
Die Grenze der Versagung  liegt demnach nicht so hoch wie bei der Beurlaubung 
aus familiären Gründen. 
Laut § 153 d LBG darf der Bewilligungszeitraum der Beurlaubung nach § 153 b 
und § 153 c LBG die Dauer von zwölf Jahren nicht übersteigen. Auch wenn diese 
Freistellungsarten zusammen in Anspruch genommen werden, muss die Höchst-
grenze eingehalten werden. 
Die letzte Möglichkeit einer Freistellung vom Dienst stellt der Urlaub aus sonsti-
gen Gründen nach § 31 AzUVO dar8. Höchstbewilligungszeitraum sind sechs 
Monate, wenn keine dienstlichen Interessen entgegenstehen. 
Alle Freistellungsarten sind gemäß § 152 Abs. 2 S.1 LBG zu beantragen. Berech-
tigt dazu sind alle Beamtinnen mit Dienstbezügen, mit Ausnahme der Beamtinnen 
auf Widerruf im Vorbereitungsdienst, die nur einen Anspruch auf Elternzeit oder 
Urlaub aus sonstigen Gründen haben9.  
Eine Freistellung vom Dienst hat die verschiedensten Auswirkungen. Sie kann die 
Probezeit unter den Voraussetzungen des § 14 LVO unterbrechen, so dass sie sich 
um die Zeit der Beurlaubung nach § 4 Abs. 3 LVO verlängert. Handelt es sich 
aber um eine Beurlaubung aus familiären Gründen nach § 153 b LBG oder um die 
Elternzeit nach § 40 AzUVO, so ist eine Anstellung gemäß § 6 Abs. 4 LVO oder 
Beförderung nach § 7 Abs. 4 S. 2 LVO auch schon vor Ableisten der Probezeit 
zulässig10.  
Da es sich um eine Freistellung handelt, bei dem die Beamtin von ihrer Dienstleis-
tungspflicht entbunden wird, hebelt auch der Alimentationsgrundsatz aus. Die 
Beamtin hat also keinen Anspruch auf Besoldung während der Freistellung. Bei 
                                               
8
  Innenministerium, Beurlaubung, 2006, S. 9 
9
  Innenministerium, Beurlaubung, 2006, S. 6 
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 Kienzler, H., Beamtenrecht, 2002, Rn. 101 
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der Festsetzung des Besoldungsdienstalters wird eine Beurlaubung zur Kinderer-
ziehung mit bis zu drei Jahren angerechnet11. 
Weiterhin entfällt die Beihilfeleistung laut § 2 Abs. 2 BVO. Lediglich in der El-
ternzeit wird gemäß §§ 46 und 47 AzUVO Beihilfe gewährt. 
Ein Anspruch auf Ruhegehalt für die Zeit einer Freistellung entfällt ebenfalls nach 
§ 6 Abs. 1 Nr. 5 BeamtVG. Sie wird nicht bei der Berechnung berücksichtigt.  
Eine Beurlaubung hat somit weitreichende Folgen, sowohl in finanzieller Hinsicht 
als auch im beruflichen Fortkommen, was zu einer hohen Belastung für die Beur-
laubten werden kann.  
2.2 Entstehung des Projektes 
Aus diesem Grund hatte die Landeshauptstadt Stuttgart das Thema „Wiederein-
stieg“ in den Jahren 1998 und 1999 zum Projekt gemacht. Dazu wurde eine Pro-
jektgruppe gebildet, die sich aus verschiedenen Ämtern der Stadtverwaltung, wie 
der Gleichstellungsstelle, dem Haupt- und Personalamt, dem Jugendamt und So-
zialamt, dem Statistischen Amt sowie dem Klinikum Stuttgart, aus dem Gesamt-
personalrat und verschiedenen externen Beratern, wie die Berufliche Förderung 
von Frauen e.V. Stuttgart, der Evangelischen Akademie Bad Boll und der Famili-
enservice GmbH Stuttgart/München zusammensetzt. Die Projektleitung lag bei 
Frau Dr. Susanne Lüdtke von der Gleichstellungsstelle und Frau Christina Kerl 
vom Haupt- und Personalamt, Abteilung Organisation und Personalentwicklung, 
von denen auch die Initiative ausging, ein solches Projekt zu starten.12 
Als erstes begutachtete die Projektgruppe das Informationsmaterial, welches an 
die betroffenen Beschäftigten ausgegeben wurde und erarbeitete sich, wie oft die 
Verwaltung und die Beurlaubten vor und während der gesamten Beurlaubungs-
dauer miteinander in Kontakt getreten sind. Weiterhin erhob die Projektgruppe, 
welche Angebote bis zu diesem Zeitpunkt von der Verwaltung gemacht wurden. 
Festgestellt wurde, dass eine Fülle an Informationsmaterial vorhanden war und es 
auch Unterstützungsmaßnahmen von der Stadtverwaltung gab, die fehlende Ko-
ordination und Kommunikation dies aber negativ beeinflussten. Bemängelt wur-
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 Eckstein, C., Beurlaubung für Beamte, 2006, S. 89 
12
 Ernst, H./Kerl, C./u.a., Projektbericht, 2000, S. 5 
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den die wenig kreativen Informationsmaterialien, die zu unbekannten Angebote 
zur Beratung und zum Fortbildungsangebot, der unzureichende Kontakt zu den 
Beurlaubten sowie das Fehlen einer zentralen Datenerhebung und –pflege13. 
Aus dieser Aufnahme des Ist-Bestandes schuf man ein Gesamtkonzept, welches 
sich in sechs Teilprojekte gliederte, die von kleineren Gruppen bearbeitet wurden. 
Als ein Teilprojekt wurde das gesamte Datenmaterial aufgearbeitet. Es wurden 
zum ersten Mal exakte Zahlen mittels des Programms Personalwesen (PWES) 
erhoben, was dann eine statistische Auswertung ermöglichte. Dabei wurde festge-
stellt, dass die Stadtverwaltung Stuttgart einen sehr hohen Frauenanteil hat und 
das Thema Beurlaubung und Wiedereinstieg ein alltägliches Thema ist, da der 
Anteil der Beurlaubten durchschnittlich 9 % der Beschäftigten der Stadtverwal-
tung ausmachen und man im Jahr 1999 etwa alle 1,3 Tage eine Wiedereinsteigerin 
hat14. Die Dringlichkeit der Überarbeitung des Themas wurde dadurch weiter her-
vorgehoben. 
Ein weiteres Teilprojekt stellten die Werkstattgespräche mit den Personalstellen 
der Ämter dar. Die Personalstellen wurden täglich mit Beurlaubung und Wieder-
einstieg konfrontiert,  empfanden dies als Ballast. Vor allem Situationen, in denen 
die Beurlaubten sich erst kurz vor Beendigung ihrer Beurlaubung melden und 
dann einen reibungslosen und schnellen Ablauf fordern, wurden beanstandet. Die 
Personalstellen wünschten sich mehr Bereitwilligkeit und Flexibilität von den 
Beurlaubten, erhofften sich mehr Verständnis und Unterstützung des zentralen 
Personalmanagements15. Diese Situationen sollten gemildert werden durch eine 
bessere Vorbereitung der Beurlaubten bereits während der Beurlaubungsphase, so 
dass die Einarbeitungsphase entschärft werden kann.  
Auch aus diesem Grund wurde ein Teilprojekt zur Entwicklung eines speziellen 
Fortbildungskonzeptes geschaffen, bei dem speziell zukünftige Wiedereinsteige-
rinnen gefordert werden sollten.  
Ein weiteres Teilprojekt stellte die Überarbeitung des gesamten Informationsma-
terials dar, welches wiederum der Vorbereitung auf eine bevorstehende Beurlau-
bung und des darauf folgenden Wiedereinstieges für beide Seiten dienen sollte. 
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Am 19.November 1999 wurde der Messetag für Beurlaubte als weiteres Konzept 
des Projektes Wiedereinstieg zum ersten Mal durchgeführt. Angelehnt war dieser 
an den Informationstag bei Daimler Chrysler, der durch ein paar sehr engagierte 
Mitarbeiterinnen ins Leben gerufen wurde. 
An diesem Messetag sollte vor allem die Anbindung der Beurlaubten an die Ver-
waltung erfolgen. Durch den Informationsaustausch mit Mitarbeiterinnen der Äm-
ter sowie zwischen den Beurlaubten und den Diskussionsmöglichkeiten an sechs 
Messeständen, wurde eine Annäherung an die Verwaltung erzielt. Dieser erste, 
von der Gleichstellungsstelle und dem Haupt- und Personalamt durchgeführte 
Messetag, war sehr erfolgreich, weshalb noch viele andere folgen sollten. 
Das letzte Teilprojekt war die Feldstudie des Familienservice. Diese befasste sich 
mit der Frage, ob Berufsrückkehrerinnen eine Belastung oder eine Chance darstel-
len und befragte dazu Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aus sechs verschiedenen 
Ämtern der Stadtverwaltung. Erhoben wurden zentrale Daten, wie die Anbindung 
der Beurlaubten an die Verwaltung, die Bewältigung des Arbeitsausfalles durch 
die Beurlaubung, die Eingliederung der Rückkehrerinnen sowie die Unterstützung 
bei der Kinderbetreuung. Ergebnis dieser Studie war, dass die Personalstellen ei-
nen erheblichen Mehraufwand auf sich nehmen, um die Beurlaubten wiederein-
zugliedern und deren Wünschen zu entsprechen, sie auf der anderen Seite jedoch 
auch deshalb als Belastung betrachtet werden. Dies machte deutlich, dass am 
Verhalten beider Seiten weiter stark gearbeitet werden muss, um eine Zusammen-
arbeit zu erleichtern. 
Durch die Einführung des Projektes wurden bereits positive Ergebnisse erzielt, 
wie die Schaffung eines neuen Qualifizierungsprogramms oder die verbesserte 
Kommunikation. Der Wiedereinstieg wurde deutlich vereinfacht. Auf der anderen 
Seite gab es aber auch Forderungen, die es galt umzusetzen, um einen Wiederein-







Infolgedessen hat man das Projekt als solches zwar beendet, den Wiedereinstieg 
aber zur Daueraufgabe gemacht. Die Stadtverwaltung Stuttgart gibt sich betont als 
familienfreundliche Arbeitgeberin und hebt die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf als wichtiges Leitziel hervor. Besonders der Verwaltungsbürgermeister 
Klaus-Peter Murawski setzt sich für eine familienfreundliche Arbeitgeberstruktur 
ein und unterstützt die Entwicklung und die Weiterführung des Projektes.  So be-
inhaltet das jetzige Konzept Informationsmaterialien und Gespräche zur Schwan-
gerschaft, das Kontakthalten über die Teilnahme an ämterspezifischen Veranstal-
tungen, den Messetag oder eine eigens für Beurlaubte angelegte Internetplattform 
während der Beurlaubung und einen Wiedereinsteigerpool sowie verschiedene 
Qualifizierungsmaßnahmen zur konkreten Planung des Wiedereinstieges. Auch 
nach dem erfolgten Wiedereinstieg gibt die Stadt durch einen eigenen Betriebs-
kindergarten weitere Unterstützung.  
Theoretisch gesehen, hat die Stadt ein sehr umfangreiches Konzept für die bessere 
Zusammenarbeit mit Beurlaubten und einen erleichterten Wiedereinstieg erarbei-
tet. Wie die Landeshauptstadt die Theorie in die Praxis umsetzt und welche 
Schwierigkeiten sich insbesondere zwischen Verwaltung und Beurlaubten erge-
ben, soll im Folgenden betrachtet werden. 
2.3.1 Angebote während der Schwangerschaft 
Um einen optimalen Wiedereinstieg zu gewährleisten, fängt man bei der Landes-
hauptstadt Stuttgart bereits bei der Schwangerschaft an. Grund für dieses Vorge-
hen ist, dass eine Beurlaubte, die vor ihrer Familienphase umfassende Informatio-
nen und Unterstützung erhalten hat, flexibler und anpassungsfähiger ist16. Eine 
Zusammenarbeit während der Beurlaubung wird so erleichtert. 
Fraglich ist, ob die Stadt als Arbeitgeberin dazu verpflichtet ist, bereits in der Pha-
se der Schwangerschaft ein bestimmtes Maß an Beratung zu geben und auf die 
Folgen einer eventuellen Beurlaubung hinzuweisen. Ergeben könnte sich eine 
solche Pflicht aus § 98 LBG, nach welchem der Dienstherr für das Wohl der Be-
amtin zu sorgen hat und sie schützen muss. Ein Ausfluss dieses Rechts auf Für-
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sorge und Schutz stellt das Beratungsrecht dar. Dieses ist klar von der Beratungs- 
und Auskunftspflicht nach § 25 VwVfG zu trennen, nach welchem die Behörde 
die Bürger bei der Stellung von Anträgen sowie der Abgabe von Erklärungen un-
terstützen und sie darauf hinweisen soll17. Bei der Beratungspflicht im Sinn von § 
98 LBG geht es eben nicht darum, die Beamtin grundsätzlich über die gesetzli-
chen Bestimmungen aufzuklären oder auf rechtliche Vorschriften hinzuweisen, 
besonders wenn es sich um Regelungen handelt, über die sich die Beamtin leicht 
informieren könnte18, so das Bundesverwaltungsgericht19. Vielmehr soll der Ar-
beitgeber die Beamtin umfassend unterstützen, wenn diese um Beratung begehrt 
oder es offensichtlich ist, dass es sich um eine Fehleinschätzung der Sach- oder 
Rechtslage handelt20. Eine automatische Beratungspflicht ergibt sich demnach 
nicht aus dem Grundsatz der Fürsorge, welcher ohnehin als Generalklausel hinter 
einer spezialgesetzlichen Regelung zurücktritt21. 
Eine solche Konkretisierung findet sich im Chancengleichheitsgesetz sowie im 
Bundesbeamtengesetz. 
Laut §§ 15 Abs. 5 i.V.m. 14 Abs. 4 ChancenG hat der Dienstherr die Mitarbeiterin 
jedoch auf die Folgen einer Beurlaubung ausführlich hinzuweisen22. Dies findet 
sich ebenfalls in § 72 c BBG wieder, der das Versäumnis einer gesetzlichen Bera-
tungspflicht im Fürsorgegrundsatz ausgleicht und so eine Belehrungspflicht über 
die entsprechenden Rechtsvorschriften für die Beamtin schafft23. Da es keine Be-
antragungsfrist für eine Beurlaubung gibt, dies aber im Interesse der Beamtin 
möglichst früh geschehen sollte24, empfiehlt es sich, bereits vor dem Eintritt in 
den Mutterschutz zu belehren. 
Zu beachten ist allerdings, dass diese Beratung im Sinn des § 72 c BBG und der 
§§ 15 Abs. 5 i.V.m. 14 Abs. 4 ChancenG nur für eine mögliche Reduzierung der 
Arbeitszeit oder eine langfristige Beurlaubung gilt. Eine allgemeine Erörterung 
des Themas Schwangerschaft ist nicht angedacht. 
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Eine weitere gesetzliche Verpflichtung könnte sich auch aus § 33 AzUVO erge-
ben. Beamtinnen sollen danach den Arbeitgeber über eine Schwangerschaft in 
Kenntnis setzen. Da es sich hier jedoch um eine Soll-Vorschrift handelt und ein 
Gespräch auch hier nicht gesetzlich vorgeschrieben wird, sondern lediglich eine 
Mitteilung ausreicht, besteht kein Handlungsbedarf für Beamtinnen und Dienst-
herren. 
Abschließend bleibt festzustellen, dass es keine rechtliche Bindung für eine Bera-
tung seitens des Arbeitgebers gibt und die Angebote der Stadt Stuttgart somit auf 
einer freiwilligen Basis ruhen. Diese Angebote sind der Informationsordner und 
ein Gespräch zu Beginn des Mutterschutzes. 
2.3.1.1 Informationsordner 
An jede Mitarbeiterin, die mitteilt, dass sie schwanger ist, wird ein Informations-
ordner von den Personalstellen der jeweiligen Ämter ausgeteilt. Er soll der Mitar-
beiterin helfen, sich über ihre Rechte und Pflichten zu informieren und sie wäh-
rend der Schwangerschaft unterstützen. Der Ordner beinhaltet beispielsweise ei-
nen Ratgeber für werdende Mütter und Väter, in dem sie über rechtliche Gege-
benheiten aufgeklärt werden und Informationen zu versorgungsrechtlichen Aus-
wirkungen erhalten. Neben Broschüren zum Thema Schwangerschaftsabbruch 
oder allgemeiner Beratung rund um Schwangerschaft und Geburtsvorbereitung, 
finden sich auch gebundene Exemplare zum Elterngeld und –zeit. Damit die Mit-
arbeiterinnen genau über die Möglichkeiten nach Mutterschutz und Elternzeit be-
scheid wissen, wurde ebenfalls ein Merkblatt vom KVBW, eine aktuelle Ausgabe 
der AzUVO und ein Kindergeldmerkblatt in den Ordner aufgenommen. Am Ende 
des Ordners befinden sich die wichtigsten Anträge, wie der Antrag auf Elternzeit 
und Kindergeld. 
Da es verschiedene Regelungen für Beamtinnen und Beschäftigte gibt, wird auch 
jeweils für diese Gruppen ein extra Ordner angeboten. Dieser Ordner wird vom 
Personalservice der Stadtverwaltung zusammengestellt und an die verschiedenen 
Personalstellen der Ämter je nach Bedarf verschickt. 
Meiner Meinung nach werden alle Informationen, die eine schwangere Mitarbei-
terin benötigt, erfasst. Dieser Ansicht ist auch die Verwaltung. Dennoch werden 
Forderungen von einzelnen Beurlaubten gemacht, den Ordner um Informationen 
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zur Telearbeit zu erweitern und weitere wichtige Auskünfte bereit zu stellen. Si-
cher könnte man einzelne Informationen zur Telearbeit oder eine Zusammenstel-
lung der jeweiligen Ansprechpartner in den Ämtern noch hinzufügen. Der Ordner 
in der heutigen Fassung bietet jedoch ein umfassendes Aufklärungsangebot, das 
man nicht von jeder Verwaltung erwarten kann. Dies erkennt man auch daran, 
dass in einem Bericht der KGSt25 zur Familienfreundlichkeit von kommunalen 
Arbeitgebern keine andere Stadt einen solchen Ordner anbietet. Ich denke von 
vielen Beurlaubten wird an dieser Stelle vergessen, dass man sich auch selber be-
mühen muss und die Verwaltung kein Angebot zur Verfügung stellen kann, das 
allen Wünschen entsprechen würde. 
2.3.1.2 Gespräch vor Beginn des Mutterschutzes 
Eine weitere Leistung bietet Stuttgart durch ein Gespräch bereits vor Eintritt in 
den Mutterschutz oder eine Beurlaubung an. Wie oben festgestellt handelt es sich 
hier nicht um ein gesetzlich vorgeschriebenes sondern um ein freiwillig stattfin-
dendes Gespräch. Deshalb kann auch der Fall eintreten, dass es nicht stattfindet. 
Die Frauen werden jedoch durch die Broschüre zum Wiedereinstieg26 dazu er-
muntert, von selbst die Initiative zu ergreifen.  
Das Gespräch sollte jedoch stattfinden, um beiden Seiten eine Vorbereitung auf 
die künftige Zeit bieten zu können. Idealfall für den Verlauf wäre, dass die 
schwangere Mitarbeiterin bereits genaue Vorstellungen darüber hat, wie die Frei-
stellung verlaufen soll, bzw., ob diese überhaupt in Anspruch genommen werden 
soll. Dies wäre für beide Seiten hilfreich, da dann auch die Verwaltung planen 
kann, ob und wie lange sie jemanden als Vertretung einstellen muss.  
Der Optimalfall wäre, wenn der Vorgesetzte das Gespräch führen würde. Manche 
Frauen haben aber zu ihrem Vorgesetzten ein kühles Verhältnis, in dem kein Ver-
trauen besteht. Das führt dazu, dass man bestimmte Themen nicht mit ihm bespre-
chen will. In diesem Fall wäre es denkbar das Gespräch mit dem Personalservice 
zu halten. Aber auch hier ist es möglich, dass manche Frauen davor zurückschre-
cken. Begründet wird es damit, dass man nur sehr selten Kontakt zum Personal-
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service hat und deshalb kein Vertrauensverhältnis besteht. Die Frauen sollten dies 
jedoch als eine Möglichkeit annehmen, da der Personalservice dafür prädestiniert 
ist, speziell rechtliche Fragen zu klären und anderweitige Informationen zu ertei-
len. 
Das Gespräch zu Beginn des Mutterschutzes ist ein Instrument im Rahmen des 
Wiedereinstieges, welches besonders von Seiten der Verwaltung, aber auch von 
den künftigen Wiedereinsteigerinnen kritisiert wird. Man wünscht sich zwar ein 
optimales Gespräch, häufig wird es jedoch nicht praktiziert. Ein Grund dafür 
könnte meiner Ansicht nach sein, dass die Gespräche verfrüht sind. Eine schwan-
gere Mitarbeiterin kann sich noch nicht definitiv festlegen, da unberechenbare 
Faktoren, wie die Krankheit des Kindes, eintreten können und so den Planungs-
verlauf stören27. Man sollte aber zumindest eine Vorstellung davon haben, wie der 
weitere Weg verlaufen soll.  
Das Gespräch ist theoretisch gesehen ein sehr hilfreicher Baustein im Verlauf ei-
ner Wiedereinstiegsplanung. Hier findet sich ein typisches Beispiel, wo Theorie 
und Praxis jedoch –leider- auseinanderfallen. Beide Seiten sollten mehr miteinan-
der reden und flexibler werden, denn je besser die Kommunikation funktioniert, 
desto leichter wird ein Wiedereinstieg. 
2.3.2 Vorbereitung auf den Wiedereinstieg 
Nach dem Eintritt in den Mutterschutz oder in die Freistellung vom Dienst denken 
viele Beurlaubte zuerst an die Zeit mit dem Kind, melden sich immer weniger an 
ihrer alten Dienststelle. Zu sehen ist ein solches Verhalten beispielsweise an der 
Resonanz der Angebote, die von der Stadtverwaltung für die Zeit während der 
Beurlaubung gemacht werden. Nur jede dritte Beurlaubte nutzt demnach die Mög-
lichkeiten, den Kontakt zur Dienststelle wahrzunehmen. Berücksichtigen muss 
man hier allerdings auch die Dauer der Beurlaubung, die im Moment durch-
schnittlich 6,8 Jahre beträgt28. Die Erfahrung der Stadtverwaltung zeigt, dass je 
länger die Beurlaubung dauert, umso weniger Kontakt gehalten wird und Informa-
tionen eingeholt werden. 
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Dabei sind gerade die Kontakte für einen Wiedereinstieg wichtig. Diejenigen, die 
an ihren Arbeitsplatz zurückehren möchten, sollten Verbindungen zum Arbeitge-
ber suchen, so die Empfehlungen von Experten29. Denn sonst gerät man schnell in 
Vergessenheit und verliert die Anbindung zur Verwaltung, erfährt somit nichts 
über wichtige Veränderungen. Der Wiedereinstieg wird dadurch schwieriger.  
Aus diesem Grund ist beispielsweise die Teilnahme an verwaltungsinternen Ver-
anstaltungen oder Vertretungseinsätzen eine optimale Chance, auch die Anbin-
dung zu den Kollegen zu erhalten. Dadurch bleibt die Beurlaubte in Kontakt, was 
zu einer Erleichterung des Wiedereinstiegs führt30. 
Um dies zu gewährleisten, bietet die Landeshauptstadt Stuttgart eine Reihe von 
Möglichkeiten, sich zu informieren und die Kommunikation zwischen Verwal-
tung und Beurlaubten herzustellen. Im Folgenden soll geklärt werden, ob es eine 
rechtliche Verpflichtung für den Dienstherrn oder die künftigen Wiedereinsteige-
rinnen dazu gibt. 
2.3.2.1 Pflichten und Rechte während der Beurlaubung 
Als Beamtin hat man bestimmte Rechte und Pflichten. Geklärt werden muss nun, 
ob diese Rechte und Pflichten auch für beurlaubte und nicht nur für aktive Beam-
tinnen gelten. Aus der Generalklausel des § 98 LBG lässt sich ableiten, dass das 
Recht auf Fürsorge jeder Beamtin zusteht, die sich in einem bestehenden Beam-
tenverhältnis befindet31. Dies gilt auch für die Zeit nach dem Austritt aus dem 
Beamtenverhältnis32. Da das Beamtenverhältnis während einer Beurlaubung nicht 
beendet wird, gelten die allgemeinen Rechte und Pflichten also weiterhin33. Somit 
hat auch der Dienstherr weiter Verpflichtungen gegenüber den Beurlaubten. 
Festgestellt werden kann, dass der Alimentationsgrundsatz während einer Beur-
laubung nicht gilt, da die Beamtin keine Dienstbezüge bekommt. Die allgemeine 
Dienstleistungspflicht ist eine weitere Pflicht, die während einer Freistellung nicht 
berücksichtigt wird, da es sich, wie der Name schon sagt, um eine Freistellung 
vom Dienst handelt. 
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Ob der Dienstherr dafür sorgen muss, dass die Beurlaubten auch während der Be-
urlaubung in die Prozesse der Verwaltung einbezogen werden und so Kontakt 
gehalten wird, könnte sich aus der Treuepflicht ergeben. Diese gilt als ein herge-
brachter Grundsatz des Berufsbeamtentums, wird als eine Generalklausel und 
Auffangtatbestand verstanden34. Inhalt des Grundsatzes ist die Pflichterfüllung der 
Beamtin und deren Pflicht zur Treue gegenüber dem Dienstherrn einerseits35 und 
die Verpflichtung für den Dienstherrn die Fürsorge- und Schutzpflicht des § 98 
LBG einzuhalten andererseits36. Hier könnte die Beratungspflicht eine Rolle spie-
len. Diese ist jedoch aus den bereits oben genannten Gründen auszuschließen.  
Der Fürsorgegrundsatz gebietet allerdings auch die Pflicht des Dienstherrn, Er-
messensentscheidungen sachlich richtig auszuführen, die Rechte der Beamtin ein-
zuhalten und vor allem die gesetzlichen Regelungen zu beachten 37. So findet sich 
in § 15 Abs. 1 ChancenG beispielsweise die spezialgesetzliche Verpflichtung für 
den Arbeitgeber, die Verbindung zum Beruf zu erleichtern. In diesem Fall ist aber 
nicht die Informationspflicht gemeint, sondern konkrete Maßnahmen im Hinblick 
auf die Planung des Wiedereinstiegs38. 
Der Dienstherr wird somit nicht gesetzlich dazu verpflichtet, während der Beur-
laubung mit den Beurlaubten Kontakt zu halten oder sie über allgemeine Neue-
rungen in der Verwaltung zu unterrichten.  
Für die Beamtin definiert sich die Treuepflicht zum Dienstherrn dadurch, dass sie 
sich mit voller Hingabe ihrem Beruf widmet, ihre Vorgesetzten berät und unter-
stützt sowie die Gehorsams- und Auskunftspflicht einhält39. Mit der Auskunfts-
pflicht ist hier aber die Pflicht der Beamtin gemeint, dem Arbeitgeber alle Belan-
ge, die von dienstlicher Bedeutung sind, wahrheitsgemäß mitzuteilen40. Eine In-
formationsverpflichtung ergibt sich daraus nicht. 
Die Gehorsamspflicht soll laut § 74 S. 2 LBG bezwecken, dass die Beamtin sich 
an Weisungen ihres Vorgesetzten hält und diese auch ausführt. Sie dient der Kon-
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kretisierung der Dienstleistungspflicht41, welche während einer Beurlaubung nicht 
in Kraft ist, wie oben bereits festgestellt. Somit hat auch die Gehorsamspflicht 
keine Auswirkungen auf ein eventuelles Informationsgebot.  
Die Beamtin hat gemäß § 74 S. 1 LBG ihre Vorgesetzten zu beraten und zu unter-
stützen. Diese Pflicht beschränkt sich jedoch, ähnlich wie die Gehorsamspflicht, 
auf die Weisungen des Vorgesetzten. Es handelt sich hier um dienstliche Weisun-
gen gegen die die Beamtin Bedenken äußern soll, sofern diese vorliegen42. Da 
Beamtinnen während einer Beurlaubung nicht an dienstliche Weisungen eines 
Vorgesetzten gebunden sind, trifft auch dieser Grundsatz nicht zu. 
Den Kontakt zur Verwaltung nicht zu verlieren und so Auskünfte über Verände-
rungen innerhalb der Stadt zu erhalten, könnte ein Pflichtausfluss aus dem Grund-
satz zur vollen Hingabe an den Beruf sein. Laut § 73 LBG ist die Beamtin dem-
nach verpflichtet, ihren Beruf während der Arbeitszeit in vollem Umfang nachzu-
kommen und ihren Dienst zu erfüllen43. Daraus lässt sich schließen, dass sie in 
ihrer Freizeit oder auch während einer Freistellung nicht an diesen Grundsatz ge-
bunden ist, da es hier um den Einsatz innerhalb der Arbeitszeit geht.  
Während einer Beurlaubung ergeben sich also weder eine Pflicht für den Arbeit-
geber noch für die Beamtin, den Kontakt untereinander zu halten oder Informatio-
nen einzuholen bzw. auszugeben über allgemeine Veränderungen in der Stadt-
verwaltung. Aber auch wenn es nicht gesetzlich vorgeschrieben ist, ist es zu emp-
fehlen, den Kontakt während der Beurlaubung zu halten und sich eigenständig 
Informationen zu besorgen oder an die Mitarbeiterinnen weiter zu leiten.  
2.3.2.2 Internetauftritt 
Um den Beurlaubten eine Möglichkeit zu geben, sich umfassend informieren zu 
können und in das aktuelle Geschehen der Stadtverwaltung eingebunden zu wer-
den, gibt es seit Herbst 2006 eine extra für die Beurlaubten angelegte Internetseite 
„www.stuttgart.de/wiedereinstieg“. Die Seite ist zugangsgeschützt und man benö-
tigt ein Passwort, welches von der zuständigen Sachbearbeiterin der Stabstelle für 
individuelle Chancengleichheit auf Wunsch ausgegeben wird.  
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Auf dieser Seite findet man alle Informationen, die das Thema Wiedereinstieg 
betreffen. Neben den einschlägigen Gesetzesgrundlagen und wichtigsten Formula-
ren finden sich aktuelle Veröffentlichungen der Stadtverwaltung und des Perso-
nalrates44. Unter der Rubrik „Informationen für Eltern“ finden sich zum Beispiel 
alle wichtigen Informationen über Mutterschutz, Elternzeit oder Kindergeld und 
die dazugehörigen Formulare. Im Bereich „Interne Publikationen“ werden Infor-
mationen aus den Ämtern, Stellenausschreibungen oder Ausgaben des Reformku-
riers und der Personalratszeitschrift „Zur Sache“ eingestellt. Für die Zeit nach 
dem Einstieg in das Berufsleben werden weiterhin spezielle Angebote und Infor-
mationen zur Kinderbetreuung angebracht. 
Am wichtigsten ist jedoch eine Rubrik um das Thema Wiedereinstieg: Checklis-
ten, Informationen zu Tele- und Heimarbeit, Teilzeit-, Vertretungs- und geringfü-
gige Beschäftigungsmöglichkeiten sowie alle relevanten Kontakte zu der Verwal-
tung sind dort vorzufinden.  
Von ca. 1300 Beurlaubten45 gibt es insgesamt seit der Einrichtung der Internetsei-
te 379 Zugänge, die jedoch nicht nur an die Beurlaubten sondern auch an Mitar-
beiter der Stadtverwaltung verteilt wurden. Dies sind gerade einmal 29 % der ge-
samten Beurlaubten. Jedoch wird dies als eine positive Resonanz in der Stadtver-
waltung empfunden. Meiner Meinung nach sollten jedoch mehr Beurlaubte dies 
nutzten, denn diese Internetseite ist eine ideale Möglichkeit, sich während der 
Beurlaubung über das aktuelle Geschehen in der Verwaltung zu informieren und 
theoretisch von zu Hause aus einen Wiedereinstieg vorzubereiten. 
Schade ist, wie ich finde, dass auch die Beurlaubten, welche den Zugang nutzen, 
im Umgang damit sehr schüchtern sind. Die Kontaktbörse zum Beispiel wird lei-
der nur gering genutzt, im Moment finden sich dort keine Einträge. Doch nicht 
nur von den Beurlaubten ist die Resonanz verhalten, auch die eigenen Ämter 
beteiligen sich nur sehr selten, wirken desinteressiert. So ist beispielsweise in dem 
Bereich „Interne Publikationen“ kein Amt mit aktuellen Informationen vertreten.  
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Hier sollten sich die künftigen Wiedereinsteigerinnen und auch die Ämter mehr 
beteiligen, um die Internetseite zu erhalten und eine bedeutende Informationsquel-
le für den Wiedereinstieg zu bewahren.  
2.3.2.3 Ämter- oder eigenbetriebsspezifische Veranstaltungen 
Eine weitere Gelegenheit den Kontakt zur Stadtverwaltung zu erhalten ist der Be-
such von Veranstaltungen der Ämter, in denen die Beurlaubten vor ihrer Beurlau-
bungsphase tätig waren. Dies ist bei der Stadt Stuttgart jedoch nicht einheitlich 
geregelt sondern ist abhängig von der Initiative der einzelnen Ämter und deren 
Abteilungen. Laut Frau Gisela Schill wird diese Möglichkeit von vielen wahrge-
nommen46. Um herauszufinden wie viele Ämter dies tatsächlich tun, wurden im 
Rahmen der Diplomarbeit stichprobenweise fünf große Ämter dazu befragt. 
Das Haupt- und Personalamt wurde befragt, da es ein zentrales Amt ist und das 
Projekt und die Angebote dort entstammen. Grundsätzlich ist dies dort Abtei-
lungsabhängig. Die Abteilung Organisation und Personalentwicklung beispiels-
weise lädt die Beurlaubten zu der Weihnachtsfeier oder zum Jahresessen ein, wo-
bei dies in den letzten Jahren seltener gemacht wurde47. Eine einheitliche Rege-
lung im Amt kann hier auch nicht dargelegt werden.  
Ein weiterer Bereich, der befragt wurde, waren die Bibliotheken. Diese schienen 
interessant, da es hier vierundzwanzig verschiedene Standorte gibt und dies ein 
Amt mit einem sehr hohen Frauenanteil von 89 Prozent48 ist. 
In den Büchereien gibt es jedoch keine Veranstaltungen, zu denen die Beurlaubten 
eingeladen werden. Überlegungen wurden dazu zwar angestellt, man hat dies aber 
leider nie umgesetzt49. Hier kommt es auf die jeweiligen Beurlaubten selbst an, 
denn manche, die den Kontakt zu den Kollegen gehalten haben, kommen zu team-
internen Veranstaltungen hinzu. Eine einheitliche Regelung findet sich aber nicht.  
Das Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung engagiert sich sehr für seine Be-
urlaubten und unterstützt diese umfassend. Zu der einmal im Jahr stattfindenden 
Personalversammlung, zum Sommerfest und zur Weihnachtsfeier werden grund-
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sätzlich alle Mitarbeiterinnen in der Beurlaubungsphase eingeladen. Zusätzlich 
gibt es eine amtsinterne Zeitschrift des Personalrates („Der 61’er“), in der über 
Neueinstellungen, aktuell beschäftigte Praktikanten oder Veränderungen im Amt 
berichtet wird50.  
Im Amt für öffentliche Ordnung verfährt man ähnlich wie im Haupt- und Perso-
nalamt, in dem jede Dienststelle selbst entscheidet, ob die Beurlaubten eingeladen 
werden zu Weihnachtsfeiern oder Teamveranstaltungen. Zur Amtshocketse wird 
aber i.d.R. prinzipiell eingeladen.  
Das letzte befragte Amt war das Jugendamt mit dem größten Anteil von Beschäf-
tigten. Mit 3000 Mitarbeitern und ca. 300 Beurlaubten ist das Thema Wiederein-
stieg ein alltägliches Thema51. Die Einladungen zu Veranstaltungen sind hier 
ebenfalls abhängig von der jeweiligen Abteilung. In der Personalstelle werden die 
Beurlaubten beispielsweise nicht mehr eingeladen, da dies ein sehr umfangreiches 
Vorhaben wäre. Das Jugendamt veranstaltet jedoch einen eigenen Informations-
tag, zu dem alle Beurlaubten des Jugendamtes eingeladen werden. Ähnlich wie 
bei dem Messetag des Haupt- und Personalamtes gibt es informative Vorträge und 
anschließend die Möglichkeit mit den Mitarbeiterinnen der jeweiligen Abteilun-
gen in ein Gespräch zu kommen und spezifische Fragen zu stellen.  
Ich denke hier sollte noch mehr von Seiten der Ämter getan werden, damit der so 
wichtige Kontakt erhalten bleibt und die Beurlaubten weiter als Mitarbeiterinnen 
gesehen und auch behandelt werden. 
2.3.2.4 Messetag 
Wie bereits oben aufgeführt, war der Messetag am 19. November 1999 ein Aus-
fluss des Projektes zum Thema Wiedereinstieg. Nachdem dieser sowohl von der 
Verwaltung als auch von den Beurlaubten sehr positiv angenommen wurde, wur-
de er zum festen Bestandteil der Angebote. In einem Abstand von bisher drei Jah-
ren wurde der Messetag 2002 und 2005 und zuletzt nach nur zwei Jahren 2007 
durchgeführt.  
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Organisiert und finanziert wird der Messetag vom Haupt- und Personalamt, Abtei-
lung Organisation und Personalentwicklung, mit besonderem Engagement und 
unter Verantwortung von Frau Gisela Schill und Frau Claudia Wurst. 
Zweck ist es, dass sich die Beurlaubten Informationen rund um das Thema Wie-
dereinstieg beschaffen können, mit anderen Wiedereinsteigern in ein Gespräch 
kommen und auch einzelne Vertreter der Ämter oder Eigenbetriebe, wie dem 
städtischen Krankenhaus, befragen können52. Ihnen soll geholfen werden, wichti-
ge Fragen im Hinblick auf die benötigte Qualifikation und die Erlangung dieser zu 
klären53. Eine derartige Hilfe liegt aber nicht nur im Interesse der Beurlaubten. Je 
mehr die Wiedereinsteigerinnen bereits in der Beurlaubungsphase an einem Wie-
dereinstieg interessiert sind und sich darüber informieren, desto weniger Schwie-
rigkeiten bieten sich im Augenblick des tatsächlichen Wiedereinstiegs.  
Man muss aber auch den sehr hohen Aufwand hinter der Vorbereitung des Messe-
tages sehen. Bereits ein Jahr vorher muss zum Beispiel ein Termin gefunden wer-
den, da er mit Bürgermeister Murawski abgestimmt werden soll. Der Verwal-
tungsbürgermeister legt viel Wert darauf, dass die nach außen repräsentierte Fami-
lienfreundlichkeit der Stadt wirklich gelebt wird und auch von der Verwaltungs-
spitze mitgetragen wird54. Weiterhin müssen die Räumlichkeiten im Rathaus re-
serviert oder die Ausstattung, wie die Messestände, besorgt werden. Der Messetag 
soll im Rathaus stattfinden, damit die Verbundenheit zur Stadtverwaltung gezeigt 
wird, so die Begründung55. Andererseits könnte hier, wie ich finde, auch die Kos-
tenersparnis eine Rolle spielen. 
Die weitere Vorbereitung, wie die Einladungen an die Beurlaubten, wird dann ca. 
zwei Monate vorher in Angriff genommen. Danach bekommen alle 1300 Beur-
laubten eine gesonderte Einladung mit einem beiliegendem Flyer, was wiederum 
Zeit und Geld kostet. Fraglich ist, ob sich dieser Aufwand lohnt, da nur im Durch-
schnitt zehn Prozent der Angeschriebenen am Messetag teilnehmen, was meiner 
Meinung nach für den Aufwand und die Mühe der Verwaltung viel zu gering ist. 
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2.3.2.4.a Angebote auf dem Messetag 
Das Programm am Messetag 2007 begann am 23.10.2007 mit der Eröffnung und 
Begrüßung der Anwesenden durch den Bürgermeister Murawsi, der den Messetag 
jedes Mal eröffnet. Anschließend hielt Frau Padideh Kaschefi ein Impulsreferat, 
zeigte den Beurlaubten, wie der Wiedereinstieg möglich wird und wie man Fami-
lie und Beruf miteinander sinnvoll verbinden kann.  
Um aus dem Messetag keine Frontalvortragsreihe zu machen, näherte man sich 
der Sache auch auf eine lockere Weise, in dem von städtischen Mitarbeitern ein 
Kabarett vorgeführt wurde. 
Weiterhin gab es eine Podiumsdiskussion, die den Beurlaubten die Möglichkeiten 
und Herausforderungen des Wiedereinstiegs aufzeigen sollten. Teilgenommen 
haben daran Frau Dorothea Koller, Leiterin des Amts für öffentliche Ordnung, 
Renate Hampp, Mitarbeiterin beim Personalservice und Frau Ellen Dostal, Perso-
nalleiterin des Jugendamtes von Seiten der Verwaltung. Auch der Personalrat war 
durch Frau Martina de la Rosa vertreten. Auch zwei Mitarbeiterinnen, die persön-
liche Erfahrungen mit dem Projekt und dessen Umsetzung gesammelt haben, 
nahmen daran teil56. Es sollten dabei beide Seiten des Wiedereinstieges gezeigt 
werden: die Beurlaubten sollten die Belange der Verwaltung verstehen und die 
Verwaltung sollte den Beurlaubten helfen, einen optimalen Einsteig in das Berufs-
leben zu bestreiten. So wurden hilfreiche Anregungen und Tipps gegeben für ei-
nen erfolgreichen Wiedereinstieg. 
Am Nachmittag wurde dann der „Markt der Möglichkeiten“ eröffnet. Hierbei 
handelt es sich um zehn Messestände, die zu den verschiedenen Themen „Wie-
dereinstieg: Wie geht das?“, „Kinderbetreuung in Stuttgart“, „Fortbildung und 
Qualifizierung“ oder „Arbeitszeit und Arbeitsort“ Informationen angeboten ha-
ben57. Die Beurlaubten konnten mit den Kollegen aus den Ämtern oder mit Wie-
dereinsteigern sprechen und so speziell für sie bedeutende Fragen beantwortet 
bekommen oder sich allgemeine Informationen zu den Themen holen. Damit sich 
die beurlaubten Frauen dem Thema widmen konnten, übernahm die Stadt wäh-
rend des gesamten Tages die Kinderbetreuung.  
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2.3.2.4.b Auswertung des Messetages 
Am Ende des Messetages wurden Fragebögen an die Beurlaubten verteilt, um ein 
reales Feedback zu erhalten. Den Bogen haben die Verantwortlichen des Messeta-
ges, Frau Claudia Wurst und Frau Gisela Schill, mit einer Preisverlosung verbun-
den, damit eine Reihe von Beurlaubten an der Befragung teilnimmt. So gab es 
zum Beispiel Freikarten für die Stuttgarter Philharmonika oder Wein vom Stutt-
garter Weingut als Hauptpreise zu gewinnen58. 
Die Auswertung zeigte, dass besonders die Messestände am Nachmittag sowie 
das Gespräch mit den dortigen Vertretern der Ämter und Personalstellen als posi-
tiv wahrgenommen wurden, aber auch der Austausch mit anderen Beurlaubten 
hilfreich erscheint. Die Informationen aus den Vorträgen oder die Podiumsdiskus-
sion wurden zwar auch genannt, mit 13,6 Prozent, also 22 Personen, aber als einer 
der letzten positiven Erscheinungen des Messetages. Begründet wurde es damit, 
dass die Informationsveranstaltung einen sehr großen Anteil des gesamten Tages 
eingenommen hat.59  
Da der ganze Vormittag mit Vorträgen ausgestaltet war und es für manchen viel-
leicht deshalb ermüdend war, könnte man verstehen, würde es sich um ein theore-
tisch abzuhandelndes Thema handeln. Speziell die Podiumsdiskussion, bei der an 
die Personalverantwortlichen die wichtigsten Fragen gestellt worden sind und 
diese gleich geantwortet haben, sollte jedoch nach meiner Auffassung eine große 
Hilfe darstellen. Denn hier wurden alle Probleme zum Wiedereinstieg erörtert und 
Tipps vom Personalrat und den bereits wiedereingestiegenen Mitarbeiterinnen 
gegeben.  
Es wurde vermehrt kritisiert, dass das Klinikum als Eigenbetrieb der Stadt unter-
repräsentiert war und es zu wenig Informationen darüber gab60. Diesen Punkt kri-
tisieren die Beurlaubten hier zu Recht, da die Vertreter des Klinikums zwar an 
einem Messestand vertreten waren, sich die Vorträge jedoch auf die verwaltungs-
internen Mitarbeiter beschränkten. Empfehlenswert wäre es, wenn das Klinikum 
einen eigenen Messetag veranstalten würde, was die Kernverwaltung bereits an-
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regte61, bisher aber nicht realisiert wurde. Zumindest könnte man versuchen auf 
dem folgenden Messetag die Mitarbeiter des Klinikums mehr zu berücksichtigen 
und Informationen zu diesem Thema bereitzustellen.  
Die Stadtverwaltung nimmt das Feedback sehr ernst und versucht die Anregungen 
umzusetzen. Manche Vorschläge sind jedoch schwer zu realisieren. So fordern die 
Beurlaubten einen Ansprechpartner für jedes Amt vor Ort. Bei einer so großen 
Stadtverwaltung wie der Landeshauptstadt, mit einer Vielzahl von Ämtern, würde 
dies aber den Rahmen sprengen. Dennoch wird diese Kritik angenommen und 
man wird am nächsten stattfindenden Messetag alle Ämter anschreiben und ihnen 
anbieten, einen eigenen Messestand zu machen, so Frau Wurst. Bedenken sollte 
man aber, dass es auch möglich ist, dass beim nächsten Mal einige Stände nicht 
oder nur sehr gering besucht sein könnten. 
Um aber nicht nur eine einseitige Beurteilung von den Beurlaubten zu bekommen, 
sondern ein umfassendes Feedback zu erhalten, wurden auch die aktiv Beteiligten 
befragt, von denen immerhin 26 Prozent62 selbst beurlaubt waren. Diese haben, 
ähnlich den Beurlaubten, besonders die Gespräche mit den Beurlaubten wie auch 
die lockere Atmosphäre als positiv empfunden63. Daran kann man sehen, dass der 
Kontakt während einer Beurlaubung von beiden Seiten als besonders wichtig 
empfunden wird, womit auch begründet werden kann, dass Forderungen nach 
mehr Vertretern aus den Ämtern laut werden. 
Abschließend bleibt zu sagen, dass der Messetag als eine bedeutende Möglichkeit 
Informationen zu sammeln und Kontakt zu halten gesehen werden sollte. Die 
Stadtverwaltung hat zwar einen hohen Aufwand, einen solchen Tag zu organisie-
ren, für die Beurlaubten ist dies jedoch eine besonders gelungene Chance einen 
Wiedereinstieg zu planen und sich die persönliche Unterstützung, die oftmals be-
mängelt wird, einzuholen. Wünschenswert wäre deshalb mehr Interesse der Beur-
laubten zum nächsten Messetag, welcher in zwei oder drei Jahren erneut stattfin-
den wird, zu gehen. 
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2.3.2.4.c Karriere Coaching 
Ein Ausfluss des Messetages war das Seminar „Karriere Coaching“. Die Stadt-
verwaltung und Frau Padideh Kaschefi, die bereits das Impulsreferat auf dem 
Messetag gehalten hat, haben dieses zweitägige Coaching angeboten, um eine 
Vorbereitung auf den Wiedereinstieg zu treffen und sinnvolle Wege aufzuzeigen, 
wie man Familie und Beruf miteinander verbinden kann. Gruppenarbeit, Rollen-
spiele und kollegiale Beratung sollten dabei helfen64. 
Im Seminar wurde zunächst ein Bild über sich selbst entwickelt und die eigenen 
Ziele erfasst. Anschließend wurden Wege aufgezeigt, wie diese Ziele zu realisie-
ren sind und mit welchen Schwierigkeiten man wie umgehen sollte. Selbstmana-
gement und Kommunikation mit der Arbeitgeberin waren weitere wichtige 
Schwerpunkte, die besprochen wurden. 
Nach Beendigung des Coachings wur-
de das Seminar von allen Teilnehme-
rinnen als gut bis sehr gut eingestuft. 
Die Erwartungen der Beurlaubten 
wurden voll erfüllt, das Seminar zu 86 
Prozent als sehr wertvoll eingestuft.   
Auch die Motivation für einen Wie-
dereinstieg ist bei 87,5 Prozent gestie-
gen, was damit begründet wurde, dass 
vor allem die Selbstsicherheit gestärkt 
wurde und man sich seiner eigenen 
Stärken bewusst wurde. 
In dem Feedbackgespräch, welches 
sich direkt an das Coaching anschloss, 
berichteten einige Frauen, dass sich der Wunsch nach einem Wiedereinstieg sogar 
verstärkt hat und es jetzt zu einem realistischen Ziel geworden sei. Andere hinge-
gen haben bemerkt, dass der Wiedereinstieg noch zu früh sei, was aber auch als 
positives Ergebnis des Seminars gewertet werden kann, so Frau Gisela Schill.  
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Das Seminar ist in allen Punkten als sinnvoll und nützlich einzustufen. Es bietet 
eine ideale Möglichkeit für Beurlaubte, sich mental auf einen bevorstehenden 
Wiedereinstieg vorzubereiten. Da die Stadtverwaltung diese Auffassung teilt, 
wurden Seminarplätze von zwei Gruppen mit jeweils zehn Personen mit Frau Ka-
schefi vereinbart und die Option offen gelassen, noch weitere Termine miteinan-
der zu vereinbaren. Dies wurde von den Beurlaubten aber nicht angenommen. 
Gerade einmal neun Frauen nahmen an der Veranstaltung teil, was ein weiterer 
Hinweis auf das fehlende Interesse von vielen Beurlaubten ist. 
2.3.2.5 Geringfügige Beschäftigungsmöglichkeiten 
Während einer Freistellung gibt es die Möglichkeit einer geringfügigen Beschäf-
tigung. Laut § 153 e Abs. 1 S. 1 LBG und § 42 Abs. 1 S. 1 AzUVO ist eine Teil-
zeitbeschäftigung mit mindestens 50 Prozent der regelmäßigen Arbeitszeit zu ge-
währen, wenn keine zwingenden dienstlichen Interessen entgegenstehen. Das 
heißt hier besteht wieder ein Rechtsanspruch, der Dienstherr hat der Teilzeitbe-
schäftigung zu entsprechen falls es keine gravierenden Nachteile für ihn bringt. 
Eine unterhälftige Beschäftigung im Beamtenverhältnis ist auch möglich, jedoch 
muss dies im Interesse des Dienstherrn sein65. Auf diese Teilzeitregelung, bei der 
die Beamtin mindestens zu 25 Prozent beschäftigt sein muss, besteht also kein 
Rechtsanspruch66. Sie ist nach § 153 e Abs. 2 LBG nur während der Elternzeit 
möglich, nicht während der Beurlaubung ohne Dienstbezüge. In diesem Punkt 
gibt es einen Unterschied zum Bundesrecht, bei dem laut § 72 a BBG eine unter-
hälftige Beschäftigung auch während einer Beurlaubung möglich ist. 
Da es für viele Frauen in der Beurlaubung eine Herausforderung darstellt, zu 50 
Prozent in den Beruf wieder einzusteigen, gibt es eine weitere Gelegenheit: die 
geringfügige Beschäftigung. Dabei bleibt das Beamtenverhältnis bestehen, denn 
der Dauerurlaub wird dadurch nicht beendet. Eine Beschäftigung von unter 25 
Prozent wird aber möglich. Gemäß § 8 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB IV liegt eine solche 
Beschäftigung im Wesentlichen dann vor, wenn das Arbeitsentgelt die Grenze 
von 400 Euro im Monat stets nicht übersteigt. Die Stadtverwaltung hat bei der 
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Berechnung der 400 Euro-Grenze von der Bewertung der Tätigkeit auszugehen. 
Aus der Entgeltgruppe, mit welcher die Tätigkeit bewertet wurde, wird der Be-
schäftigungsumfang berechnet, welcher dem Betrag von 400 Euro entspricht67. So 
bringt eine Beschäftigung mit einer Tätigkeit gemäß Entgeltgruppe neun weniger 
Stunden als eine gemäß Entgeltgruppe sieben, jedoch das gleiche Entgelt.  
Möchte die Beamtin eine solche Beschäftigung ausüben, wird dies in einem Be-
schäftigtenverhältnis ausgeübt. Die Beurlaubung läuft in diesem Fall weiter, die 
Beschäftigung zählt dann als eine Nebenbeschäftigung, auf welche die Vorschrif-
ten des Nebentätigkeitsrechts anzuwenden sind68.  
Aufgabengebiete für eine geringfügige Beschäftigung sind beispielsweise im Per-
sonalbereich die Festsetzungen von Besoldungsdienstaltern und Jubiläumszeiten 
oder die Mithilfe an Projekten. Es sollte sich um Tätigkeiten handeln, die über 
einen längeren Zeitraum erledigt werden können und kein Tagesgeschäft, bei der 
eine stetige Bearbeitung nötig ist69.  
Voraussetzung dabei ist, dass es freie, nicht genutzte Stellenanteile im Amt zur 
Verfügung gibt. Die Stellen weist man demnach nicht aus dafür70. Diese entstehen 
beispielsweise bei einer Arbeitszeitreduzierung einer Mitarbeiterin auf 80 Prozent, 
sodass mit den 20 Prozent eine Beurlaubte beschäftigt werden kann.  
Die Landeshauptstadt Stuttgart verfügt über eine Datenbank, in welche sich inte-
ressierte Frauen für eine geringfügige Beschäftigung eintragen lassen können. In 
diese haben alle Ämter Zugriff und können gezielt die Beurlaubten, die den Quali-
fikationen des Amtes entsprechen, für einen bestimmten Zeitraum als geringfügig 
Beschäftigte buchen. 
Die Datenbank wird sowohl von den Beurlaubten, wie auch von den Ämtern sehr 
gut angenommen. Für die Beurlaubten ist dies meiner Meinung nach eine optima-
le Möglichkeit den Kontakt zur Dienststelle zu halten und im Arbeitsprozess zu 
bleiben, was man an der guten Resonanz sieht. Der Vorteil für den Arbeitgeber 
ist, dass der Wissensstand der Beurlaubten frisch bleibt und sie bei einem späteren 
Wiedereinstieg wenig bis keine Einarbeitung mehr brauchen könnte. 
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2.3.2.6 Individueller Beratungstermin mit Qualifizierungsplanung 
Als Teil des Projektes wurde, wie oben bereits aufgeführt, ein neues Qualifizie-
rungsprogramm für die Wiedereinsteigerinnen geschaffen. Es wurden neue Semi-
nare eingeführt, darunter eine Seminarreihe, die Angebote von der Handhabung 
eines PC über ein Training zur Rechtschreibreform bis hin zum Selbstsicherheits-
training beinhaltet71.  
Dieses Konzept wurde bis heute beibehalten. Hat sich eine Beurlaubte zu einem 
Wiedereinstieg entschlossen, wird ein erstes Beratungsgespräch durchgeführt. 
Dieses wurde vom Gesetzgeber durch § 15 Abs. 4 ChancenG gesetzlich festge-
legt. Es wird von der jeweiligen Personalstelle des Amtes oder vom Personalser-
vice, falls das Amt, in welches die Wiedereinsteigerin zurückkehrt, noch nicht 
feststeht, durchgeführt. Inhalt des Gesprächs ist der ersehnte Arbeitsort, das Ar-
beitsgebiet, die Arbeitszeit oder die Ansprüche der voraussichtlichen Stelle72. 
Sinn soll es sein, die Beurlaubten über die Einsatzmöglichkeiten nach der Beur-
laubung rechtzeitig zu informieren und ihnen baldig Klarheit und die Gelegenheit 
zur Planung zu geben.73  
Ist das erste Beratungsgespräch abgeschlossen, gibt es die Möglichkeit in einem 
weiteren Gespräch eine konkrete Planung der Qualifizierung durchzuführen.  
Hierbei handelt es sich um ein freiwilliges Angebot, es wird nur nach Bedarf oder 
auf Wunsch durchgeführt. Ein zwingendes Gespräch wäre wohl auch eher kontra-
produktiv, wie ich finde, da manche Beurlaubte aufgrund einer kurzen Freistel-
lung keinen Bedarf haben und es einen unnötigen Aufwand für die Mitarbeiterin 
des Teams Organisation und Personalentwicklung darstellen würde. Durchgeführt 
werden die Gespräche von zwei Mitarbeiterinnen, Frau Schill und Frau Kollinski, 
sodass niemand lange auf das Gespräch warten muss. Im Idealfall steht zu diesem 
Zeitpunkt bereits fest, welches Amt Einsatzort wird und welche grundlegenden 
Erwartungen das Amt an die Wiedereinsteigerin hat74.  Die Wiedereinsteigerin-
nen, welche das Gespräch wünschen, werden dann ca. ein oder ein halbes Jahr 
vorher gezielt unterstützt in allgemeinen Seminaren, wie in PC-Schulungen oder 
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Trainings zum Selbstbewusstsein. Die fachspezifischen Fortbildungen müssen 
jedoch mit dem Amt abgestimmt werden und erfolgen dann meist erst nach dem 
Wiedereinstieg75.  
Um die gewünschten Seminare tatsächlich durchführen zu können, ist es wichtig, 
dass sich die Beurlaubten möglichst rechtzeitig melden und sich in diese eintragen 
lassen. Denn Angebote zu persönlichen Kompetenzen sind auch bei den aktiven 
Mitarbeitern, die Vorrang haben, sehr begehrt. Aus diesem Grund bekommen die-
jenigen, die einen Wiedereinstieg bereits in naher Zukunft planen, das Fortbil-
dungsprogramm im Januar zugeschickt mit der Aufforderung einer schnellen 
Rückmeldung76. 
Mit der Durchführung dieses Angebotes ist die Stadtverwaltung sehr zufrieden, so 
Frau Schill. Die Gespräche werden sehr häufig geführt und die Resonanz der Be-
urlaubten ist durchweg positiv, denn oftmals melden sich die Teilnehmer nach 
dem erfolgten Wiedereinstieg und geben ein zustimmendes Feedback.  
2.3.2.7 Teilnahme an Fortbildungen 
Wie sich bereits aus dem Angebot des Beratungsgesprächs ergibt, haben die Beur-
laubten einen Anspruch auf Fortbildung. Dies ergibt sich im Speziellen aus § 15 
Abs. 3 ChancenG, wonach die Beurlaubten über die Fortbildungsmaßnahmen zu 
unterrichten sind, wenn diese es fordern. Hier wird deutlich, dass die Beurlaubten 
zuerst selbst aktiv werden müssen, da die Aufklärung über die Angebote nur auf 
Verlangen erfolgt. Jedoch hat die Arbeitgeberin den Beurlaubten die Verbindung 
zum Beruf zu erleichtern, was sich aus § 15 Abs. 1 ChancenG ergibt. Sie soll 
demnach geeignete Maßnahmen ergreifen, um den Wiedereinstieg zu erleich-
tern77. Laut den Erläuterungen zum ChancenG sind solche Maßnahmen beispiels-
weise die baldige Unterrichtung über die Fortbildungsangebote und das Angebot 
an den Fortbildungen teilzunehmen78. Es gibt hier aber auch die Einschränkung, 
dass dies erst geschehen muss, sobald die Beurlaubte ihr Interesse daran äußert. 
Aus dem ChancenG haben die künftigen Wiedereinsteigerinnen also einen An-
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spruch auf Information zu den Fortbildungsmaßnahmen und auf Teilnahme, so-
fern dies im Rahmen verfügbarer Plätze möglich ist. Diese Pflicht des Dienstherrn 
seine Beschäftigten entsprechend ihrer Fähigkeiten und ihrer Qualifikationen zu 
fördern, ergibt sich weiterhin aus dem Grundsatz der Fürsorge und des Schutzes79. 
So wird in § 54 LVO, welche sich aus dem Fürsorgegrundsatz ergibt, die oberste 
Dienstbehörde dazu verpflichtet, die Fortbildung zu fördern80. Auch hier ist be-
schrieben, dass der Dienstherr sie nur fördern soll, dass heißt, dass er entspre-
chende Angebote zur Verfügung stellen soll. Die Beschäftigten müssen sich dem-
nach darum bemühen, die Fortbildungen nachzufragen und wahrzunehmen. Wie 
der Dienstherr dies zu erfüllen hat, wird in der Laufbahnverordnung jedoch nicht 
erörtert. Möglich ist hier die Bereitstellung der Fachliteratur, die Teilnahme an 
Lehrgängen oder auch Informationsreisen81. Dem Dienstherrn wird somit ein Er-
messensspielraum eingeräumt, wobei die Teilnahme an Lehrgängen oder Semina-
ren meiner Meinung nach im Vordergrund stehen sollte, da dort eine umfassende 
Information und Schulung erfolgen kann. 
Anders als Hilg82, beschreiben Schmidt83 und Schnellenbach84 dies als ein Recht 
der Beamtin, womit sie meiner Meinung nach richtig liegen, da sich aus dem Für-
sorgegrundsatz bekanntlich Rechte für die Beamtinnen ergeben. Sich fortzubilden 
sollte auch im Sinne des Arbeitgebers sein, da die Beamtin sich so jederzeit über 
die Neurungen informiert und ihre Aufgaben den Anforderungen entsprechend 
erfüllt.  
Aus diesem Grund steht die Pflicht der Beamtinnen sich weiterzubilden dem 
Recht gegenüber. Sie findet sich in § 73 LBG als ein Ausfluss der vollen Hingabe 
an den Beruf und wird konkretisiert durch § 54 LVO. Die Beamtin wird darin 
verpflichtet, sich über die Anforderungen in ihrer Laufbahn zu informieren und 
ihnen gerecht zu werden sowie den Ansprüchen ihres Amtes zu entsprechen85. 
Weiterhin ist sie verpflichtet zur Teilnahme an dienstlichen Fortbildungsmaßnah-
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men86. Auch in diesem Fall ist die Art der Maßnahmen nicht definiert, wonach 
damit die Teilnahme an Seminaren oder mehrtägigen Veranstaltungen gemeint 
sein kann. Das Auswahlermessen steht demnach auf Seiten der Beamtin. Zusam-
menfassend kann hierzu gesagt werden, dass die Beamtin zwar dazu verpflichtet 
wird, sich gemäß ihrer Laufbahn fortzubilden, ihr jedoch frei gestellt wird, wie sie 
dieser Pflicht nachkommt. 
Wie oben bereits erwähnt, ist die Fortbildungspflicht eine Konkretisierung der 
vollen Hingabe an den Beruf, gehört demnach zum hergebrachten Grundsatz des 
Berufsbeamtentums und entspringt der Dienstleistungspflicht87. Da diese ja be-
kanntlich während einer Beurlaubung ruht, muss man sich hier die Frage stellen, 
ob die Beurlaubten zur Fortbildung verpflichtet sind. Meiner Meinung nach muss 
dies hier bejaht werden, da die Beamtin ihre Pflichten weiterhin zu erfüllen hat 
und dem Fortbildungsrecht auch die Pflicht gegenüber steht. Beachtet werden 
muss hier allerdings das Ermessen, denn eine Fortbildung kann, wie oben bereits 
aufgeführt, in verschiedener Weise durchgeführt werden. Die individuellen Um-
stände sollten hier unbedingt berücksichtigt werden. So ist die Fortbildung anhand 
von Informationsmaterialien sicher eine Art, die jede Beamtin ausführen kann. 
Bei mehrtägigen Veranstaltungen sollte der Dienstherr jedoch Vorsicht walten 
lassen, um den Zweck der Beurlaubung nicht zu gefährden. 
2.3.2.8 Ausübung einer Nebentätigkeit 
Wie bereits oben erwähnt, gibt es auch während der Beurlaubung bestimmte 
Rechte und Pflichten, weshalb auch die Regelungen des Nebentätigkeitsrechts 
gelten88. Zu klären ist nun, ob die Beamtin auf der einen Seite dazu berechtigt ist, 
eine Nebentätigkeit auszuführen oder ob der Dienstherr sie auf der anderen Seite 
dazu verpflichten kann, ein Nebenamt oder eine Nebentätigkeit zu übernehmen.  
Unterschieden werden muss hier zwischen der Beurlaubung aus familiären Grün-
den nach § 153 b LBG und der aus Bewerberüberhang nach § 153 c LBG. Bei 
Letzterer darf nach § 153 c Abs. 2 S. 1 LBG dem Antrag der Beamtin nur stattge-
geben werden, wenn diese sich dazu verpflichtet, eine genehmigungspflichtige, 
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entgeltliche Nebentätigkeit i.S.v. § 83 LBG nicht aufzunehmen, eine nicht ge-
nehmigungspflichtige aber auch entgeltliche Tätigkeit gemäß § 84 Abs. 1 Nr. 2 
bis 5 LBG nur in dem Umfang, welcher bei Vollzeitbeschäftigten nachgegangen 
werden kann ohne eine Pflichtverletzung zu verursachen, nachzugehen. Eine 
Pflichtverletzung wäre hier, wenn die Nebentätigkeit die Beamtin so übermäßig in 
Anspruch nehmen würde, dass die Pflicht zur vollen Hingabe an den Beruf ge-
fährdet wäre. Dieser Grundsatz bedeutet, dass die Beamtin ihre Aufgabe mit 
höchster Wirkungsstärke zu erfüllen89 und sich ihrem Beruf voll hinzugeben hat. 
Grund für die Einschränkung ist, dass der Zweck der Beurlaubung sonst gefährdet 
sein würde, da die Beamtin dann wieder auf dem vollen Arbeitsmarkt, den es bei 
dieser Beurlaubung zu entlasten gilt, zur Verfügung stehen würde90.  
Eine spezielle Regelung für die Ausübung einer Nebentätigkeit findet sich in § 
153 b Abs. 3 LBG, wonach nur Nebentätigkeiten genehmigt werden können, die 
den Zweck der Freistellung nicht gefährden. Eine Beurlaubung aus familiären 
Gründen soll eben dazu dienen, die Beziehungen in der Familie zu begünstigen 
und ihnen Vorrang zu geben91. Aus diesem Grund gilt hier die Regelvermutung 
mit einem Fünftel der wöchentlichen Arbeitszeit92 des § 83 Abs. 2 S. 3 LBG. 
Demnach darf die Beamtin eine Nebentätigkeit ausführen, wenn die zeitliche Be-
anspruchung nicht mehr als ein Fünftel der Wochenarbeitszeit beträgt und auch 
sonst der Zweck der Freistellung nicht gefährdet wird. Diese Regelung gilt nur für 
die genehmigungsbedürftigen Nebentätigkeiten, so der Wortlaut des § 153 b Abs. 
3 LBG. Nicht genehmigungspflichtige Tätigkeiten scheinen demnach ausführbar 
zu sein.  
Eine Nebentätigkeit i.S.v. § 83 LBG wird bei der Beurlaubung aus arbeitsmarkt-
politischen Gründen demnach grundsätzlich versagt, aus familiären Gründen mit 
der besonderen Auflage versehen. Eine genehmigungsfreie Tätigkeit, wie zum 
Beispiel die Verwaltung des Vermögens der Beamtin oder eine schriftstellerische, 
wissenschaftliche oder künstlerische Tätigkeit93, darf nur in einem gewissen Um-
fang bzw. bei der familienbedingten Beurlaubung grundsätzlich ohne Beschrän-
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kung durchgeführt werden, ist aber auch gemäß § 84 Abs. 2 S. 4 LBG schriftlich 
anzuzeigen. 
Laut Castrangius ist die Möglichkeit während der Beurlaubung eine Nebentätig-
keit aufzunehmen, eine Nichtbeachtung des Prinzips der Hauptberuflichkeit und 
somit nicht zulässig94. Dass dieser und andere Grundsätze des Berufsbeamtentums 
durchbrochen werden aufgrund der Beurlaubung, schildert ebenfalls Baßlsperger. 
Dieser weist jedoch auch auf die Grundrechte aus Art. 2 Abs. 1 und Art. 12 Abs. 1 
GG hin, welche seiner Meinung nach eine Durchbrechung des Grundsatzes recht-
fertigen95. Ähnlich äußert sich Behrens96, der den verfassungsrechtlichen An-
spruch auf die Nebentätigkeit betont. Meiner Meinung nach sollte eine Nebentä-
tigkeit zugelassen werden, da den Beamtinnen eine bestimmte Freiheit gelassen 
werden sollte, sich selbst versorgen zu können. Zusätzlich gibt es durch das Ge-
setz verschiedene Einschränkungen, was die Beamtin auch wieder in ihren Rech-
ten beschneidet.  
Fraglich ist, ob der Dienstherr die Wahrnehmung eines Nebenamtes oder einer 
Nebentätigkeit von einer Beamtin während einer Beurlaubung fordern kann. Dies 
könnte sich aus der bereits angesprochenen Pflicht, sich seinem Beruf mit voller 
Hingabe nach § 73 S. 1 LBG zu widmen, ergeben. Laut dem Kommentar zum 
Landesbeamtengesetz umfasst dies auch die Pflicht eine Nebentätigkeit zu über-
nehmen97. So könnte die Beamtin verpflichtet sein laut § 82 S. 1 LBG eine Ne-
benbeschäftigung oder ein Nebenamt zu übernehmen, wenn es von der obersten 
Dienstbehörde verlangt wird. Gemäß § 1 Abs. 2 LNTVO definiert sich der Begriff 
Nebenamt als ein Teil von Aufgaben, die nicht zum Aufgabenkreis des Hauptam-
tes gehören, die jedoch aufgrund des Dienstverhältnisses wahrgenommen werden. 
Solche Aufgaben werden vom Dienstherrn im Wege seiner Organisationshoheit 
übertragen und können nur von Beamtinnen oder sonstigen Personen in einem 
Dienst- oder Amtsverhältnis ausgeführt werden98. Davon zu unterscheiden ist die 
Nebenbeschäftigung laut § 1 Abs. 3 LNTVO. Darunter versteht man „…jede 
sonstige, nicht zu einem Hauptamt gehörende Tätigkeit innerhalb und außerhalb 
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des öffentlichen Dienstes.“99, was beispielsweise demnach die geringfügige Be-
schäftigung als Beschäftigte statt als Beamtin sein könnte.  
Das Nebentätigkeitsrecht gilt laut Battis für alle aktiven Beamten, was lediglich 
die bereits ausgeschiedenen Beamtinnen ausschließt100. Demnach müssten die 
Vorschriften zur Übernahme auch für die Beurlaubten gelten. So führt auch der 
Kommentar zum Bundesbeamtengesetz aus, dass ein tatsächliches Innehaben ei-
nes Hauptamtes für die Nebentätigkeit nicht erforderlich ist und die Verpflichtung 
auch während einer Beurlaubung ohne Bezüge andauert101. Dies wäre, wie ich 
finde, sehr gerecht, da der Beamtin das Recht zusteht, eine Nebentätigkeit auszu-
führen und sie deshalb auch die Pflicht dazu haben sollte, wenn es ihr Dienstherr 
verlangt. So gilt auch das Dienst- und Treueverhältnis, aus welchem die Nebentä-
tigkeitsverpflichtung ein Ausfluss ist, als gegenseitiges Rechtsverhältnis.  
Eine Einschränkung könnte dennoch in § 82 gegeben sein. Denn § 82 S. 1 LBG 
beinhaltet zwei Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, um die Beamtin zu ver-
pflichten. Zum einen muss die Tätigkeit der Vor- oder Berufsbildung entsprechen, 
zum anderen darf sie die Beamtin nicht unverhältnismäßig hoch in Anspruch 
nehmen. Der Dienstherr hat die Beamtin laut der Fürsorge- und Schutzpflicht zu 
schützen und für ihr Wohl zu sorgen102. Dies schließt den Rechtsgüterschutz von 
Leben und Gesundheit, welcher sich aus Art. 33 Abs. 4 GG ergibt, für die Beam-
tin und ihre Familie mit ein. Eine übermäßige Beanspruchung, die eventuell eine 
Gefährdung darstellen könnte, wäre aus diesem Grund eine Verletzung des Für-
sorgegrundsatzes103. Was allerdings eine übermäßige Beanspruchung für eine be-
urlaubte Beamtin darstellt, bedarf der Auslegung. § 82 LBG verlangt also hier 
eine Ermessensentscheidung. Bei dieser Entscheidung sollte der besondere 
Grundrechtsschutz aus Art. 6 GG bedacht werden, was eventuell sogar in Einzel-
fällen zu einer Ermessensreduzierung auf Null führen könnte, da besondere Um-
stände in der Sphäre der Beamtin liegen könnten. Der Dienstherr sollte demnach, 
nach meiner Auffassung, den Rahmen des § 153 Abs. 3 LBG einhalten und 
höchstens bei der Fünftelvermutung anknüpfen sowie die zusätzlichen persönli-
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chen Belange der Beamtin bedenken. Er sollte in jedem Fall eine zu hohe Bean-
spruchung der Beurlaubten vermeiden und das Ermessen in einer Weise ausüben, 
das insbesondere Art. 6 GG, der gerechte Rahmen zukommt.  
2.3.3 Der konkrete Wiedereinstieg 
Die Entscheidung, nach einer Freistellung wieder zurück in den Beruf zu kom-
men, ist für viele Frauen nicht einfach. Zum einen führt der Wiedereinstieg dazu, 
dass die Frauen weniger Zeit haben, sich um die Kindererziehung zu kümmern. 
Von der Öffentlichkeit werden diese Mütter dann nicht selten als „Rabenmutter“ 
bezeichnet und müssen sich für eine Rückkehr in den Beruf rechtfertigen104. Dies 
mag jedoch nur ein unerfreulicher Effekt des Wiedereinstiegs sein und sollte mei-
ner Meinung nach kein Hindernis für die Berufsrückkehr sein. Die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf ist dagegen ein wichtiger Problempunkt. Für einen Groß-
teil der Frauen stellt dies einen Spagat dar, der nur schwer zu überwinden ist105. 
Neben individuellen Problemen, wie der Koordination des Haushalts, ist die Frage 
der Kinderbetreuung ein allgemeines Thema106. So bleibt festzustellen, dass es 
nicht für jedes Kind einen Betreuungsplatz gibt, der Bedarf ist weitaus höher als 
das zu geringe Angebot107, was speziell für Kinder unter drei Jahren gilt. Dies 
belegen auch die Zahlen einer forsa Umfrage aus dem Jahr 2005, nachdem 53 
Prozent der befragten Mütter und Väter angaben, dass es zu wenig Betreuungsan-
gebote für unter dreijährige Kinder gibt108. Als Ergebnis wurde festgehalten, dass 
es auf 100 Kinder nur 2,7 Plätze in Kindertageseinrichtungen gibt109.  
Um diesen schwierigen Punkt aus dem Weg gehen zu können, hat die Landes-
hauptstadt einen eigenen Betriebskindergarten geschaffen. Ob dadurch das Prob-
lem der Betreuung der unter dreijährigen Kindern auch gelöst wurde, soll im spä-
teren Verlauf der Arbeit geklärt werden. 
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Zum anderen wird eine Berufsrückkehr schwieriger in Zeiten hoher Erwerbslo-
sigkeit110. Als Beamtin im öffentlichen Dienst hat man jedoch einen Vorteil, da es 
einen Anspruch auf Weiterbeschäftigung gibt. Diese ergibt sich, da die Beurlau-
bung mit Zeitablauf automatisch endet, sofern sie nicht verlängert wird. Eine Ver-
längerung der Beurlaubung ist solange möglich, bis die zeitliche Obergrenze von 
zwölf Jahren111 erreicht wird und die Voraussetzungen einer Beurlaubung nach § 
153 b LBG weiterhin vorliegen. Wird jedoch von der Beamtin keine Verlänge-
rung beantragt112, so endet der Dauerurlaub und der Dienst muss wieder aufge-
nommen werden. Es treten damit alle Rechte und Pflichten wieder in Kraft. 
2.3.3.1 Pflichten und Rechte des Wiedereinstiegs 
Für den Dienstherrn heißt die Rückkehr in den Beruf, dass er die Beamtin wieder 
beschäftigen muss. Dies leitet sich aus dem Grundsatz der amtsangemessenen 
Beschäftigung ab113, wonach die Beamtin einen Anspruch auf eine Beschäftigung 
hat, welche dem statusrechtlichen Amt entspricht114. Zunächst soll aus Verständ-
nisgründen geklärt werden, was ein statusrechtliches Amt bedeutet. „Der Begriff 
des Amts im statusrechtlichen Sinn umschreibt die rechtliche, insbesondere die 
besoldungs- und versorgungsrechtliche Stellung des Beamten ohne jede Bezie-
hung auf die von ihm tatsächlich wahrgenommene Funktion.“115 Das bedeutet, 
dass die Beamtin einen Anspruch darauf hat, eine Beschäftigung auszuüben, die 
der Stellung des Amts vor Eintritt in die Beurlaubung entspricht. Sie hat demnach 
einen gleichwertig geldwerten und statusgemäßen Beschäftigungsanspruch. Ein 
Anspruch auf die Ausübung bestimmter Aufgaben ergibt sich aber hier nicht. Laut 
dem Grundsatz der amtsangemessenen Beschäftigung besteht jedoch auch eine 
Ambition auf die Übertragung eines abstrakt-funktionalen Amtes116, was bedeutet, 
dass der Beamtin entsprechend ihrer Rangstufe ein genereller Aufgabenkreis zu-
geordnet werden muss117. Daraus lässt sich ableiten, dass der Beamtin nach der 
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Beurlaubung also nicht mehr ihr alter Posten mit dem bestimmten Aufgabengebiet 
zusteht, sondern lediglich eine entsprechende Tätigkeit in der Behörde des 
Dienstherrn. Die Stadtverwaltung bemüht sich in diesem Punkt stets die Beurlaub-
ten wieder dort einzusetzen, wo sie auch vor der Beurlaubung tätig waren, so Frau 
Hampp. In manchen Fällen ist dies jedoch nicht möglich, da es keine geeigneten 
freien Stellen im Amt gibt.  
In manchen Fällen wünschen aber die Beurlaubten selbst, in ein anderes Amt ein-
zusteigen. Die Rückkehr nach einer Beurlaubung in ein anderes Amt entspricht 
dabei der Umsetzung. Diese ist zu unterscheiden von der Versetzung nach § 36 
LBG, die durch die Tätigkeit in einer anderen Behörde oder unter einem anderen 
Dienstherrn gekennzeichnet ist118, und von der Abordnung gemäß § 37 LBG, die 
auf Zeit angelegt ist119. Die Umsetzung definiert sich dadurch, dass die Beamtin 
einem anderen Amt und somit einem anderen Aufgabengebiet zugewiesen wird, 
der Dienstherr bleibt jedoch derselbe120. Gemäß § 36 Abs. 1 S. 2 LBG ist dies 
auch ohne die Zustimmung der Beamtin möglich. Jedoch kann sich die Beamtin 
gegen die Umsetzung durch eine Leistungsklage wehren. Diese ist zu wählen, da 
es sich hier nicht um einen Verwaltungsakt handelt, gegen den Widerspruch ein-
gelegt werden kann, was auch vom Bundesverwaltungsgericht entschieden wur-
de121. Nach Aussage des Personalservice ist die Beurlaubte jedoch nicht verpflich-
tet dazu, die angebotene Stelle anzunehmen122. Diese hat die Möglichkeit, die 
Stelle einmal auszuschlagen, was sich nur auf die arbeitnehmerfreundliche Struk-
tur der Stadt zurückführen lässt. Eine Verlängerung der Beurlaubung ist jedoch 
die wahrscheinlichste Folge der Ausschlagung. Ich denke, dass die Beamtin je-
doch froh darüber sein kann, nach einer Beurlaubung von ihrem Dienstherrn wei-
terbeschäftigt zu werden. Dabei sollte es nicht darauf ankommen, in welchem 
Amt man eingesetzt wird, sondern dass man überhaupt die Möglichkeit hat, ein 
dem Status entsprechendes Amt zu führen.  
Neben diesem Recht, bietet es aber gleichzeitig auch die Pflicht für die Beurlaub-
ten in den Beruf wiedereinzusteigen, wenn die Beurlaubung endet. Dies gebietet 
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die Dienstleistungspflicht, die sich aus dem Dienst- und Treueverhältnis als ein 
Grundsatz des Berufsbeamtentums ergibt123. Da die Beurlaubung beendet wurde, 
wird diese wieder in Kraft gesetzt. 
Die Dienstleistungspflicht ist laut Behrens die Hauptpflicht der Beamtin124, was 
bereits im Grundgesetz durch Art. 33 Abs. 4 durch die Formulierung des Dienst- 
und Treueverhältnisses normiert wurde. Sie verpflichtet die Beamtin zur Wahr-
nehmung der durch das konkret-funktionale Amt, welches durch den Dienstherrn 
zugewiesen wurde, entstehenden Aufgaben125. Die Beamtin muss demnach wieder 
den Dienst aufnehmen, ist ihrem Dienstherrn zur Dienstleistung verpflichtet. So 
gilt auch § 91 LBG, wonach die Beamtin nicht ohne Genehmigung vom Dienst 
fernbleiben darf, was der Fall wäre, wenn die Beurlaubung kraft Zeitablauf endet 
und die Beamtin nicht im Amt tätig sein würde. Mit der Dienstleistungspflicht tritt 
automatisch auch die Alimentationspflicht wieder in Kraft, der Dienstherr hat die 
Beamtin entsprechend ihrer Stellung und ihrer Aufgaben zu besolden.  
Zusammenfassend kann also gesagt werden, dass der Wiedereinstieg sowohl für 
den Dienstherrn, als auch für die Beamtin Pflichten und Rechte hervorruft.  
2.3.3.2 Möglichkeiten des Wiedereinstiegs 
Der Wiedereinstieg kann in den verschiedensten Formen stattfinden. Es ist mög-
lich gleich nach einer Beurlaubung wieder als Vollzeitarbeitskraft zu 100 Prozent, 
also 41 Stunden in der Woche als Beamtin, wiedereinsteigen. Diese Möglichkeit 
nutzen vor allem alleinerziehende Frauen noch immer sehr126, da hier natürlich 
der finanzielle Aspekt eine entscheidende Rolle spielt. 
Gerade in der Anfangszeit der Berufsrückkehr ist eine solche Beanspruchung für 
viele Frauen aber eine große Herausforderung. Häufig wird aus diesem Grund die 
Arbeitszeit reduziert. Dafür gibt es die verschiedensten Modelle. 
Eine Möglichkeit ist, wie oben schon erläutert wurde, die geringfügige Beschäfti-
gungsmöglichkeit von Beamtinnen unter 50 Prozent der regelmäßigen Arbeitszeit. 
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Wie aber zuvor beschrieben, ist diese nur während der Elternzeit oder in einem 
Beschäftigtenverhältnis denkbar. 
2.3.3.2.a Teilzeitbeschäftigung 
Als Beamtin gibt es jedoch die Möglichkeit der Teilzeitbeschäftigung mit mindes-
tens 50 Prozent der regelmäßigen Arbeitszeit. Dabei gibt es zwei unterschiedliche 
Rechtsformen: die Teilzeitbeschäftigung aus familiären Gründen nach § 153 e 
LBG und die aus sonstigen Gründen nach § 153 f LBG. 
Bei der Variante aus familiären Gründen müssen weiterhin die Voraussetzungen 
des § 153 b Abs. 1 LBG, also der der Beurlaubung aus familiären Gründen, vor-
liegen. Somit muss mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder ein pflegebedürfti-
ger Angehöriger zu betreuen oder zu pflegen sein. Auf die Erläuterungen unter 
Punkt 2.1 wird verwiesen. Anders als bei der Beurlaubung gibt es bei der Teil-
zeitbeschäftigung keinen Höchstbewilligungszeitraum127, wonach diese Möglich-
keit unbefristet ist. Wie bei der Beurlaubung nach § 153 b LBG besteht für die 
Bewilligung ein Rechtsanspruch, da auch hier nur zwingende dienstliche Belange 
nicht entgegenstehen dürfen128. 
Demgegenüber steht die Teilzeitbeschäftigung aus sonstigen Gründen. Hier gibt 
es keine besonderen Voraussetzungen außer der Stellung eines Antrages, weshalb 
diese Art der Teilzeitbeschäftigung auch „voraussetzungslose Antragsteilzeit“ 
genannt wird129. Auch diese Variante ist zeitlich unbegrenzt. Anders als bei der 
Teilzeitbeschäftigung aus familiären Gründen, ist die voraussetzungslose Teilzeit 
aber nur zu gewähren, wenn keine dienstlichen Interessen entgegenstehen. Die 
Bewilligung steht demnach im Ermessen des Dienstherrn130 und erwirkt keinen 
derartigen Anspruch. Auch die Verwendung des Verbs „kann“ im § 153 f LBG 
deutet hier auf das Ermessen hin.  
Auch die Stadtverwaltung bietet die unterschiedlichsten Teilzeitmodelle an. Laut 
Aussage von Frau Schill möchten fast alle Wiedereinsteigerinnen in Teilzeit zu-
rückkommen, weshalb diese Möglichkeit auch immer angeboten wird, wenn es 
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die jeweilige Stelle zulässt. Die Teilzeit soll bei der Stadt immer gewährt werden, 
sie ist dabei mit dem Vorgesetzten und dem Amt an sich abzuklären und es ist zu 
prüfen, ob diese mit den Erfordernissen der Stelle vereinbar ist131. Denn in einem 
Amt mit Öffnungszeiten, wie beispielsweise einem Bürgerbüro, ist eine Teilzeit-
regelung grundsätzlich schwieriger als an einer reinen Schreibtischstelle. In wel-
cher Form man die Teilzeitbeschäftigung wahrnehmen kann, ist dann auch eine 
Frage der vorhandenen Stellenanteile. Die genau hälftige Beschäftigung ist dabei 
die häufigste und die einfachste Methode. Kein Amt ist daran interessiert, offene 
Stellenanteile brach liegen zu lassen, da diese, wenn sie ungenutzt bleiben, weg-
fallen132. So muss man, wenn eine Rückkehrerin zu 75 Prozent einsteigen will, ein 
Pendant mit 25 Prozent finden, um die Stelle voll abzudecken. Dies kann unter 
Umständen anscheinend sehr schwierig sein, weshalb einige Ämter nicht so viele 
Möglichkeiten anbieten, sondern lieber auf eine 50 Prozent Stelle hinweisen. 
Grundsätzlich bietet die Stadt aber verschiedene Formen der Teilzeitarbeit an, die 
man dann mit den Ämtern besprechen muss und sehen muss, wo und wie dies 
möglich gemacht werden kann. 
2.3.3.2.b Telearbeit 
Viele Wiedereinsteigerinnen äußern den Wunsch nach Telearbeit, weil sie dann 
den Beruf und die Familie besser miteinander vereinbaren können, da sie die Kin-
der nebenbei betreuen können, wie sie glauben. Dieser Trugschluss soll im Fol-
genden aufgeklärt werden. 
Laut der Dienstvereinbarung der Stadtverwaltung muss die Mitarbeiterin mindes-
tens ein Jahr die Stelle, für die sie Telearbeit haben möchte, inne haben133. Aus-
nahmen hiervon können jedoch gemacht werden, was eine Telearbeit auch im 
Anschluss an eine Beurlaubung möglich macht. Hier werden die Umstände des 
Einzelfalles begutachtet, wobei die Beurlaubungsdauer auch eine entscheidende 
Rolle spielt: eine Mitarbeiterin, die nur ein Jahr beurlaubt war, hat nicht so große 
Defizite, wie eine Mitarbeiterin mit einer Beurlaubungsdauer von mehr als acht 
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Jahren134. Im ersten Fall wird so eine Telearbeit wahrscheinlicher. In jedem Fall 
muss die Mitarbeiterin aber ausführlich eingearbeitet und der Vorgesetzte damit 
einverstanden sein. Auch muss die Tätigkeit dafür geeignet sein: ist man als Mit-
arbeiterin eines Amtes mit Öffnungszeiten, wo die Präsenz der Person gefragt ist, 
beschäftigt, wird Telearbeit nicht möglich sein. Prädestiniert für Telearbeit ist 
jedoch das konzeptionelle Arbeiten135. Dies ist sicher verständlich, da die Arbeit, 
die mehr mit Schreibarbeit als mit Kundenkontakt zu tun hat und eine Anwesen-
heit am Arbeitsplatz tageweise nicht erforderlich ist, das Einrichten eines Telear-
beitsplatzes rechtfertigen würde. Dieses ist übrigens sehr kostspielig, da von der 
Stadtverwaltung nicht nur die technische Einrichtung, sondern auch die Telefon-
leitung zur Verfügung gestellt wird136. Telearbeit heißt jedoch nicht, dass man 
fünf Tage in der Woche von zu Hause arbeiten kann. Das alternierende Modell 
der Stadtverwaltung sieht vor, dass mindestens 40 Prozent der Arbeitszeit in den 
Ämtern erfolgen soll und die Arbeit von zu Hause die restliche Zeit, also maximal 
60 Prozent, einnehmen kann137.   
Eine solche Form der Beschäftigung ist positiv in Bezug auf den fehlenden An-
fahrtsweg oder auch die räumliche Nähe zur Familie. Als weiterer Vorteil wird 
von den Frauen die flexible Arbeitszeitgestaltung gesehen138. Nachtarbeit, zum 
Beispiel wenn die Kinder bereits im Bett sind, ist aber bei der Stadtverwaltung 
nicht denkbar. Die Verbindung zum Server der Verwaltung wird um 20 Uhr ge-
kappt. Begründet hat dies der Personalrat damit, dass die Frauen keine gesund-
heitlichen Schäden erleiden und nachts arbeiten müssen, um am Tag die Familie 
versorgen zu können139. Wenn zum Beispiel aber die Anfahrtswege zu lang sind, 
um ein Kind vernünftig betreuen zu lassen, da die Betreuungszeiten der Kinderta-
gesstätte ungünstig liegen, ist die Telearbeit sicher ein Vorteil. 
Demgegenüber finden sich aber auch Nachteile bzw. Trugschlüsse, die von man-
chen Frauen als Vorteil angesehen werden. So erspart man durch die Telearbeit 
nicht die Kinderbetreuung, denn wenn man die Telearbeit ausübt, dann ist man 
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nur für den Arbeitgeber da. Eine Verbindung der Betreuung der Kinder, des 
Haushaltes und der Arbeit für den Dienstherrn ist nicht möglich.  
Ich denke, Telearbeit ist eine gute Möglichkeit, um den Beruf und die Familie ein 
Stück weit besser vereinbaren zu können. Sie sollte jedoch nicht überbewertet 
werden, da sie auch einige Nachteile mit sich bringt. Die Frauen sollten sich ge-
nau überlegen, ob sie genug Disziplin für eine solche Aufgabe haben, denn kleine 
Kinder halten sich nicht an Arbeitszeiten und lenken eventuell schnell ab. Für 
diejenigen, die dem gewachsen sind, ist die Telearbeit meiner Meinung nach je-
doch eine Ressource, die genutzt werden sollte. 
2.3.3.3 Pilotversuch beim Amt  für öffentliche Ordnung 
Um einen Wiedereinstieg so leicht wie möglich gestalten zu können, wurde beim 
Amt für öffentliche Ordnung im Jahr 2005 ein Pilotversuch für die Dauer von 
zwei Jahren gestartet. Dieses Amt wurde für den Versuch ausgewählt, da es hier 
einen hohen Frauenanteil von ca. 70 Prozent gibt und das Thema Wiedereinstieg 
somit eine alltäglich zu bewältigende Angelegenheit darstellt140. Sinn und Zweck 
war es, den Frauen dort einen Arbeitsplatz anbieten zu können, wo sie vor dem 
Beginn ihrer Beurlaubungsphase bereits tätig waren. Da in vielen Fällen jedoch 
keine Planstelle zum Zeitpunkt des Wiedereinstieges frei ist, diese aber benötigt 
wird, ist der Pool eine ideale Möglichkeit trotz der fehlenden Stelle den Wieder-
einstieg zu wagen.  
Aus diesem Grund wurden fünf Vollzeitstellen überplanmäßig geschaffen für den 
WE-Pool. Eingesetzt werden können dort sowohl Beschäftigte als auch Beamtin-
nen. Voraussetzung ist jedoch, dass keine freie Planstelle, welche dem statusrecht-
lichen Amt entspricht, zur Verfügung steht und diese auch nicht anderweitig ge-
schaffen werden kann141. Dies stellt den Hauptfall des Einsatzes im WE-Pool dar, 
wobei er aber auch genutzt wird, um geringfügige Beschäftigungsmöglichkeiten 
anbieten zu können. Dabei wird deutlich, dass der Pool also nicht auf fünf Perso-
nen ausgerichtet ist, sondern auf fünf Stellen, was heißt, dass die Stellenanteile 
geteilt werden können142.  
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Neben den klassischen Wiedereinstiegsfällen wird aber auch bei der zeitlichen 
Überlappung von Führungstandems oder der noch fehlenden Tandempartnerin der 
Pool genutzt. 
An der durchschnittlichen Nutzungsdauer von 6,5 Monaten143 wird ersichtlich, 
dass der Pool nicht auf Dauer angelegt ist, sondern tatsächlich nur solange genutzt 
wird, bis eine Planstelle frei wird. Dieser Zeitraum wird von den Beurlaubten je-
doch als sehr hilfreich eingeschätzt, da die Einarbeitungszeit und der –aufwand 
dadurch deutlich verkürzt werden und sie zu fast 100 Prozent als Arbeitskraft zur 
Verfügung stehen144. Dies kann damit erklärt werden, dass man zum einen den 
Kontakt zu den Kollegen hält und zum anderen mit den Aufgaben, die einen er-
warten, bereits vertraut ist. 
Der WE-Pool wird insgesamt gesehen voll angenommen von den Wiedereinstei-
gerinnen, die Zufriedenheit bei 100 Prozent145. Dies liegt wahrscheinlich daran, 
dass die Wünscherfüllung bei der Arbeitszeit bei ebenfalls 100 Prozent, bei der 
des Arbeitsortes und der Dienststelle deutlich über 90 Prozent liegt146. 
Sowohl die Verwaltung als auch der gesamte Gemeinderat der Stadtverwaltung 
sind, trotz der entstehenden Zusatzkosten in Höhe von jährlich 220.000 Euro147, 
laut Aussage von Herrn Zagroll von dem WE-Pool begeistert. Aus diesem Grund 
hat der Gemeinderat beschlossen, dass der WE-Pool beim Amt für öffentliche 
Ordnung weitergeführt wird und ein neuer Pool für alle Ämter der Stadtverwal-
tung in Höhe von zehn Stellen geschaffen wird. 
Der Pool ist meiner Meinung nach eine optimale Möglichkeit, wieder in den Be-
ruf zurückzukehren. Die Schwierigkeiten eine geeignete Stelle zu finden, die den 
Wünschen der Beurlaubten in Bezug auf die Dienststelle oder die Arbeitszeit ent-
spricht, werden dadurch gemildert. Die Beurlaubten erhalten die Möglichkeit 
langsam wieder in den Berufsalltag einzusteigen und sind bei dem Eintritt in die 
Planstelle wieder zu fast 100 Prozent als Arbeitskraft verwendbar, dadurch, dass 
die Einarbeitung wegfällt oder zumindest deutlich verkürzt wird. Ein Wiederein-
stieg durch den Einsatz in einem solchen Pool ist damit nur empfehlenswert. 
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2.3.3.4 Betriebskindergarten 
Wie vorhergehend angedeutet, hat die Landeshauptstadt seit Mai 2004 einen eige-
nen Betriebskindergarten eröffnet. Demnach können alle Mitarbeiterinnen der 
Stadtverwaltung die Einrichtung nutzen, auch wenn sie ihren Wohnsitz nicht in 
Stuttgart haben. Für viele bietet das einen Vorteil, denn lange Anfahrtswege zur 
Kindertagesstätte können erspart werden, da diese nur 200 m vom Rathaus ent-
fernt ist. Auch gibt es keine vorgegebenen Zeiten, zu denen die Kinder spätestens 
gebracht werden müssen148, was eine Anpassung an die Arbeitszeiten der Eltern 
bedeutet. Geöffnet hat die Einrichtung von sieben Uhr morgens bis siebzehn Uhr 
abends, was aber auch bedeutet, dass eine Mitarbeiterin, die an Öffnungszeiten 
des Amtes gebunden ist, eventuell Schwierigkeiten bekommen kann, wenn sie an 
einem Tag bis achtzehn Uhr ihrer Tätigkeit nachgehen muss. 
Die Bundesregierung strebt die Verbesserung der Betreuungsplätze für Kinder 
unter drei Jahren an und hat unter Frau von der Leyen ein Gesetz geschaffen, dass 
die Bereitstellung von Angeboten für die unter dreijährigen sicherstellen soll149. 
Bei der Landeshauptstadt hat man dieses Konzept bereits in Form des Betriebs-
kindergartens umgesetzt. Denn hier werden die Kinder schon vom Säuglingsalter 
bis zum Grundschuleintritt betreut. Zur Betreuung gehört dabei nicht nur die Be-
schäftigung der Kinder sondern auch das Wickeln, das überwachte Schlafen oder 
das gemeinsame Essen mit den Erzieherinnen150. Weiterhin hat sich der Betriebs-
kindergarten dem Einsteinprojekt angeschlossen. Dies ist ein Projekt, bei dem die 
Betreuungseinrichtung zur Bildungseinrichtung werden soll, d.h., die Kinder sol-
len sich selbst bilden wobei es die Aufgabe der Erzieherinnen ist, zu ergründen, 
welchen Interessen das Kind nachgeht. Diese erstellen dann einen Bildungsplan 
für das einzelne Kind, welcher die jeweiligen Interessen vertiefen aber sie auch 
vor neue Herausforderungen stellen soll151. Der Betriebskindergarten ist im Mo-
ment noch in der theoretischen Umsetzung, die Praktische soll jedoch laut Aussa-
ge von Frau Lück bald folgen.  
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Im Moment gibt es in der Einrichtung zwei Gruppen mit insgesamt 24 Kindern, 
auf die vier Vollzeitkräfte sowie zwei Halbtagskräfte und eine Beschäftigte zu 70 
Prozent kommen. Es wird aber nicht strikt innerhalb der Gruppen, die altersge-
mischt sind, gearbeitet, sondern es besteht ein offenes Konzept.  
Der Kindergarten ist kindergerecht eingerichtet, es befindet sich ein kleiner 
Schlafsaal, ein Essensraum, ein Raum zum Toben und Spielen und einen Rück-
zugsraum für die Kleinsten, wenn diese unruhig werden oder sich von den großen 
Kindern bedrängt fühlen. Da sich die Einrichtung in der Stadtmitte befindet und 
so nicht viel draußen gespielt werden kann, gehen die Erzieherinnen jeweils ein-
mal in der Woche mit den Kindern in den Wald zum spielen und mit den größeren 
Kindern veranstalten sie eine Stadtbegehung beispielsweise zu Kunstmuseen, 
Spielplätzen oder Kirchen. 
Der Kindergarten wurde von den Mitarbeiterinnen und von der Verwaltung voll 
angenommen, weshalb auch die Plätze sehr begehrt sind und zum Teil Wartezei-
ten von bis zu einem Jahr auf einen freien Platz bestehen152. 
Ich denke, der Betriebskindergarten ist eine optimale Möglichkeit, um die Familie 
und den Beruf miteinander vereinbaren zu können und stellt eine große Erleichte-
rung für die Mitarbeiterinnen dar. Besonders die Betreuung der unter dreijährigen 
Kinder ist hier sehr positiv zu bewerten, da dies wie bereits dargestellt ein bun-
desdeutsches Problem ist, an dieser Stelle jedoch ideal umgesetzt wird. Das einzi-
ge, was meiner Meinung nach verbesserungsbedürftig wäre, sind die Öffnungszei-
ten. Hier könnte man den Mitarbeiterinnen weiter entgegenkommen, zumal im 
Moment genug Personal dafür vorhanden wäre. 
2.3.4 Unterstützung nach dem erfolgten Wiedereinstieg 
Ist der Wiedereinstieg vollzogen, ist es nun die Aufgabe der Ämter die Berufs-
rückkehrerinnen zu unterstützen. Vor allem in der Phase der Einarbeitung benöti-
gen die meisten der Berufrückkehrerinnen die Hilfe der Ämter.  
Beim Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung ist dies Sache der Abteilungen, 
wobei es dort auf die jeweiligen Vorgesetzten ankommt153. Vorgesehen von der 
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Personalstelle dieses Amtes ist ein Ansprechpartner in der jeweiligen Arbeits-
gruppe der Abteilung, welcher den Berufsrückkehrerinnen die Vorgehensweise 
des Teams erklärt und die Einarbeitung vornimmt. Sind es mehrere Ansprechpart-
ner oder muss die Wiedereinsteigerin sich selbst einarbeiten, ist dies wertvolle 
Zeit, die beiden Seiten verloren geht. Eine strukturierte Einarbeitung wäre wün-
schenswert, lässt sich aber laut Aussage von Frau Künkel nur schwer realisieren. 
Bei der Bücherei ist die Unterstützung ebenfalls auf der Ebene der einzelnen 
Teams gefragt. Zuerst soll ermittelt werden, welcher Fortbildungsbedarf besteht 
bei der Wiedereinsteigerin. Entsprechend des Bedarfs wird sie dann in das spe-
zielle interne Programm der Bücherei eingebucht und falls zusätzlich nötig auch 
in das Städtische. Das Team erstellt dann i.d.R. einen Einarbeitungsplan und be-
spricht mit der Rückkehrerin, welche Abteilungen sie kennen lernen muss und mit 
welchen Zweigstellen sie zu tun haben wird.154 
Das Amt für öffentliche Ordnung stellt den idealen Wiedereinstieg durch eine 
strukturierte Einarbeitung und eine individuelle Karriereplanung sicher155, so wie 
die Einarbeitung auch im Haupt- und Personalamt erfolgt. 
Die Unterstützung nach einem Wiedereinstieg ist nach meiner Auffassung sehr 
wichtig, denn auch wenn die Planung sehr gut verlaufen ist, muss nun die tatsäch-
liche Wiedereingliederung in das Amt erfolgen. Besonders von Seiten des Amtes 
sollten hier Erleichterungen getroffen werden, um ein positives Betriebsklima zu 
schaffen. An diesem Punkt haben meiner Meinung nach viele der Ämter noch 
stark zu arbeiten. Die Stadtverwaltung sollte hier ein einheitliches System schaf-
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2.4 Auswirkungen des Projektes 
Wie bereits oben erwähnt, ist die Familienfreundlichkeit ein wichtiges Ziel für die 
Landeshauptstadt Stuttgart156. Damit hat sie erkannt, dass die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf für viele Arbeitnehmer ein bedeutsamer Faktor für die Arbeit-
geberwahl ist, wie auch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend in einer repräsentativen Studie nachgewiesen hat157. 
Die Stadtverwaltung gilt als familienfreundlicher Arbeitgeber, was durch die ver-
schiedenen Teilzeitmodelle, die Qualifizierungsseminare, die Informationsbe-
schaffung und den Betriebskindergarten erreicht wurde158. Dies sind alles Aus-
flüsse des Themas Wiedereinstieg. Doch nicht nur das politische und gesellschaft-
liche Bild der Stadt zur arbeitnehmerfreundlichen Verwaltung hat sich dadurch 
geändert. Auch kann man Erfolge des Vorgehens beobachten, da der Wiederein-
stieg schneller geht und mit weniger Problemen behaftet ist159.  
Der andere Aspekt der Auswirkungen ist die finanzielle Lage. Die Verwaltung 
muss die Maßnahmen des Wiedereinstiegs auch finanzieren. So stellt nicht nur der 
WE-Pool mit jährlich 220.000 Euro160 einen erheblichen finanziellen Mehrauf-
wand dar, sondern auch die Ausrichtung des Messetages und die Qualifizie-
rungsmaßnahmen während der Beurlaubung, welche komplett aus dem Budget 
der Abteilung Organisation und Personalentwicklung bezahlt werden161, sowie 
natürlich die Bereitstellung des Betriebskindergartens.  
Nicht vergessen sollte man auch den Mehraufwand, den die Mitarbeiterinnen ha-
ben, um den Wiedereinstieg zu planen und die verschiedenen Angebote durchzu-
führen. 
Wie die Planung des Wiedereinstiegs von der Verwaltung und den Wiedereinstei-
gerinnen angenommen wird und welche Erfahrungen damit gesammelt wurden, 
soll im Folgenden aufgezeigt werden.  
 
                                               
156
 Anlage 22: Familienförderstrategien Stuttgart 
157
 Anlage 23: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend Familienfreundlich- 
   keit 
158
 Anlage 24: Der Stuttgarter Generationenvertrag 
159
 Anlage 22: Familienförderstrategien Stuttgart 
160
 Anlage 19: Evaluationsbericht, S. 6 
161














Abbildung 2.1: Information über Zufrie-
denheit bei der Unterstützung 




Abbildung 2.2: Informationen über 
Verwaltungsvereinfachung 
2.4.1 Aus der Sicht der Verwaltung 
Um herauszufinden, wie das Projekt von den Mitarbeitern angenommen wurde, 
wurden zehn der Interviewpartner, welche an dem Projekt mitgearbeitet haben 
oder direkt als Vorgesetzter betroffen waren, dazu befragt. Wie aus Abbildung 2.1 
hervorgeht, denken die meisten der 
Befragten, dass die Verwaltung ein 
großes Maß an Unterstützung 
bereitstellt. Sie beschrieben es 
teilweise als Luxus, den die 
Stadtverwaltung Stuttgart hier 
bietet, da man solche Angebote in 
anderen Verwaltungen vergeblich 
sucht. Nur ein fünftel                                                                           
der Befragten sagte aus, dass die 
Unterstützungsleistungen je nach Amt verschieden sind und dort noch mangelhaf-
te Leistungsbereitschaft herrscht. 
Trotz des sehr hohen Aufwands, den die Verwaltung durch die Bereitstellung der 
Angebote und die Beratung der Beur-
laubten hat,  beschrieben 90 %, dass 
durch das Projekt eine Verwaltungs-
vereinfachung erreicht wurde laut 
Abbildung 2.2. Der größere Aufwand 
wird  durch den größeren Nutzen als 
positiv von den Befragten angesehen und 
somit relativiert. Nur 10 % empfanden die 
Mehrarbeit als belastend, was mit der 
Ausrichtung der Angebote im Zusammenhang steht. So nehmen vor allem die 
Ausrichtung des Messetages und die Zusammenstellung der Informationsmateria-
lien, wie der Ordner für die schwangeren Mitarbeiterinnen, viel Zeit in Anspruch. 
Die Beurlaubten nehmen nach Ansicht von 50 % der befragten Mitarbeiter die 
Angebote voll an, was Abbildung 2.3 zeigt. Darunter zählen nach den Aussagen 

















Abbildung 2.3: Informationen über die Wirkung 
auf die Beurlaubten 
Abbildung 2.4: Persönliche Erfahrungen mit dem Projekt 
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spräch mit der Qualifizierungsplanung 
und der Wiedereinsteigerinnenpool 
beim Amt für öffentliche Ordnung. 40 
% waren davon überzeugt, dass die 
engagierten Beurlaubten, die sich 
selbstständig um ihren Wiedereinstieg 
kümmern, die Angebote gut an-
nehmen.  Diejenigen, die jedoch nur 
von der Verwaltung fordern, nehmen 
das Angebot selten wahr und beurteilen dies auch als nicht sehr positiv. Der 
Hauptteil der Verantwortlichen und Beteiligten beurteilt die Auswirkungen des 
Projektes aber als erfolgreich. 
Als persönliche Erfahrungen mit der Ausführung der Angebote wurde laut Abbil-
dung 2.4 häufig die fehlende Bereitschaft der Beurlaubten, sich selbst Informatio-
nen einzuholen und aktiv zu werden, angegeben. Auffällig ist, dass hier vor allem 
negative Erfahrungen mitgeteilt wurden. So wurde nur viermal das positive Feed-
back der Beurlaubten genannt, jedoch siebenmal bemängelt, dass die Beurlaubten 
selbst nicht aktiv werden, sondern die Informationen abwarten, die sie zur Verfü-











Ungeachtet dessen, ist die Hälfte der Befragten jedoch mit der Umsetzung des 
Projektes voll zufrieden und beurteilt die Wahrnehmung der Angebote als positiv. 





























zwischen 5 und 10
Jahre
über 10 Jahre
spielsweise am Messetag sowie 
der fehlenden Kommunikation 
mit dem Ämtern zusammenhängt.  
Die Unzufriedenheit wurde 
häufig mit der fehlenden 
Bereitschaft der Beurlaubten in 
Zusammenhang gebracht, 
teilweise jedoch auch an der 
unzureichenden Kommunikation 
zwischen den Ämtern. 
Zusammenfassend kann dazu festgestellt werden, dass die Mitarbeiter der Verwal-
tung mit den Angeboten zum Thema Wiedereinstieg zufrieden sind und diese 
auch beibehalten werden, eine weitere Arbeit daran aber unumgänglich erscheint. 
2.4.2 Aus der Sicht von Wiedereinsteigerinnen 
Den Erfahrungen der Verwaltung sollen nun die der Wiedereinsteigerinnen ge-
genübergestellt werden. Dazu wurden an siebzehn Mitarbeiterinnen Fragebögen 
verteilt. Zwölf Mitarbeiterinnen, die selbst bereits einen Wiedereinstieg durch-
führten, haben sich an dieser Umfrage beteiligt.  
Zunächst sollte die Beurlaubungs-
dauer ermittelt werden, um im 
späteren Verlauf eventuell 
Zusammenhänge zwischen dieser 
und anderen Aussagen aufdecken 
zu können. Die meisten der 
Befragten gaben eine Dauer der 
Beurlaubung von unter fünf Jahren 
an. Ein Drittel der Wiederein-
steigerinnen berichteten aber auch 
von einer Beurlaubungsdauer von 
mehr als zehn Jahren. Die durchschnittliche Freistellung beträgt hier 6,88 Jahre, 
was auch dem Durchschnitt bei der Stadtverwaltung Stuttgart entspricht. 
Abbildung 2.5: Persönliche Zufriedenheit der 
Mitarbeiter am Projekt 
Abbildung 3.1: Beurlaubungsdauer 
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Wurden Sie über rechtliche 
Gegebenheiten und Ihre Möglichkeiten 











Fühlten Sie sich während Ihrer 





Die Wiedereinsteigerinnen wurden über die verschiedenen Teile des Projektes 
befragt, um eine Gesamtauswertung des Themas Wiedereinstieg vornehmen zu 
können und die einzelnen Aspekte auf die Zufriedenheit der Befragten hin zu un-
tersuchen.  
Aus Abbildung 3.2 geht hervor, dass 
fast alle der Befragten über die rechtli-
chen Möglichkeiten der Freistellung 
vom Dienst informiert wurden. Nur in 
einem Fall wurde eine solche  
Aufklärung verneint. Diese positive 
Rückmeldung kann auf den 
Informationsordner sowie das Gespräch 
zu Beginn des Mutterschutzes 
zurückgeführt werden, welche von den 
Wiedereinsteigerinnen  gut angenommen werden und auch dementsprechend posi-
tiv bewertet werden. 
Drei Viertel der Befragten gaben an, 
dass sie sich während ihrer 
Beurlaubung von der Verwaltung gut 
betreut fühlten und nur 25 Prozent 
hätten sich mehr Betreuung  und 
Unterstützung gewünscht. Begründet 
wurde dies durch die Möglichkeit an 
den Veranstaltungen der einzelnen 
Ämter teilzunehmen und die 
Informationen über Veränderungen 
und Neuerungen in der Stadtverwaltung durch den Reformkurier zu erhalten. 
Auch der Messetag wurde positiv hervor gehoben. Bemängelt wurde allerdings, 
dass die damals Beurlaubten selbst dafür sorgen mussten, den Kontakt zu halten. 
Anders als bei der Betreuung während der Beurlaubung hingegen zeigt sich die 
Zufriedenheit in Bezug auf den konkreten Wiedereinstieg, wie Abbildung 3.4 und 
3.5 zeigen. 
Abbildung 3.2: Informationen vor Beginn 
der Freistellung 
Abbildung 3.3: Betreuung während der 
Beurlaubung 
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Fühlen Sie sich unterstützt von der 







So fühlt sich die Hälfte der Befragten nur bedingt oder gar nicht auf den Wieder-
einstieg vorbereitet und nicht genügend unterstützt. Vermutet wurde hier ein Zu-
sammenhang zwischen der Beurlaubungsdauer und der Unterstützung, weshalb 
dazu eine Untersuchung angestellt wurde. 












Gute Unterstützung 40 33,3 75
Wenig Unterstützung 60 66,7 25
Unter 5 jahre 5 bis 10 über 10 jahre
 
 
Vor allem die Wiedereinsteigerinnen, die sehr lange vom Dienst freigestellt wa-
ren, gaben eine gute Unterstützung von Seiten der Verwaltung an. Diejenigen, die 
eine geringere Beurlaubungsdauer hatten, zeigten überwiegend auf, dass sie auf 
mehr Unterstützung gehofft hatten. 
Ich denke man kann dies damit erklären, dass ein Wiedereinstieg umso schwieri-
ger wird, je länger man vom Dienst freigestellt ist. Eine Beurlaubte, die länger als 
zehn Jahre nicht im Dienst war, wird von sich aus mehr nachfragen und die An-
Abbildung 3.4: Vorbereitung auf den 
Wiedereinstieg 
Abbildung 3.5: Unterstützungs-
empfinden beim Wiedereinstieg 
Abbildung 3.6: Zusammenhang zwischen Beurlaubungsdauer und Unterstützung 
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gebote eher wahrnehmen als jemand, der nur für kurze Zeit beurlaubt war und 
eine derartige Unterstützung eventuell gar nicht braucht.  
So gaben auch nur 50 Prozent an, 
dass sie mit der Durchführung ihres 
Wiedereinstieges zufrieden waren. 
Zurückgeführt werden kann dies auf 
die Unzufriedenheit bei der 
Vorbereitung und der Unterstützung 
von der Verwaltung. Als Grund 
wurde von den Wiederein-
steigerinnen jedoch auch die 
fehlende Möglichkeit der Ausübung von Telearbeit und die gänzlich fehlende 
Einarbeitung genannt. 
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Wiedereinsteigerinnen die Phase 
der Beurlaubung als überwiegend positiv beschreiben. In der Situation des direk-
ten Wiedereinstieges sehen viele jedoch noch Schwierigkeiten bei der Umsetzung. 
Um zu ergründen, weshalb die Wiedereinstiegsphase so bewertet wurde, wurde 




















So gaben mehr als die Hälfte der Befragten Rückkehrängste an. Hauptsächlich 
liegen sie in der Sphäre der Verwaltung, wie beispielsweise die Angst vor der 
neuen Stelle, falls es nicht möglich ist, auf die bisherige Stelle zurückzukehren, 
oder  die Angst vor neuen technischen und strukturellen Herausforderungen. Die 
Ängste im Persönlichen liegen zu 100 Prozent bei fehlender Kinderbetreuung. 
Abbildung 3.7: Zufriedenheit des 
Wiedereinstieges 
Abbildung 3.8: Rückkehrängste Abbildung 3.9: Grund der Ängste 
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Wird Ihre Angst vermindert durch die 





Auch hier wurde ein Zusammenhang zwischen dem Bestehen von Rückkehrängs-
ten und der Beurlaubungsdauer vermutet. Ausgegangen wurde davon, dass je län-
ger die Beurlaubungsdauer ist, umso größer und häufiger treten Ängste auf. 
Festgestellt werden 
konnte, dass die 
Rückkehrängste mit 
zunehmender Beurlau-
bungsdauer steigen. So 
gaben 100 Prozent der 
Wiedereinsteigerinnen mit 
einer Freistellung von 
mehr als fünf Jahren an, 
dass Ängste bestehen 
zurück in den Beruf zu 
kehren. Diese Meinung teilten auch drei Viertel der Mitarbeiterinnen, die länger 
als zehn Jahre beurlaubt waren. Lediglich bei den Mitarbeiterinnen mit einer Be-
urlaubungsdauer von unter fünf Jahren hatte mehr als die Hälfte keine Angst. 
Mehr als zwei Drittel der Befragten 
gab an, dass ihre Ängste durch die 
„Rückkehrgarantie“ des öffentlichen 
Dienstes gemindert werden. So 
haben die Mitarbeiterinnen weniger 
Ängste weil sie wissen, dass sie nach 
einer Beurlaubung das Recht und die 
Pflicht haben, wieder gemäß ihrem 
Status beschäftigt zu werden und ihnen in den meisten Fällen die Möglichkeit 
einer Teilzeitbeschäftigung eingeräumt wird.  
Aus Abbildung 3.12 geht hervor, dass 85,7 % der Befragten, die in einer früheren 
Frage Rückkehrängste bejaht hatten, ihre Ängste durch die Rückkehrgarantie 
vermindern konnten. Bei lediglich 14,3 % konnte auch dieses die Ängste nicht 
nehmen oder zumindest mindern. Bei den 41,7 % der Befragten aus Abbildung 
3.8, die angaben keine Rückkehrängste zu haben, hat anscheinend vor allem die 
Abbildung 3.10: Zusammenhang zwischen Beurlau-
bungsdauer und Rückkehrängsten 
Abbildung 3.11: Rückkehrgarantie 
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Zusammenhang des Bestehens von Rückkehrängsten und 






































Denn 60 % gaben 
an, dass die 
Ängste vermindert 
werden und 
immerhin 40 % 
gaben eine bedingte 
Minderung an. Dass 
überhaupt keine Verminderung eingetreten ist, wurde von niemand bestätigt. 
Abschließend kann man sagen, dass viele der Wiedereinsteigerinnen Ängste ha-
ben, die zwar durch die Rückkehrgarantie gemindert werden, aber einen Wieder-
einstieg immer noch schwierig gestalten. Hier muss sowohl von den Wiederein-
steigerinnen als auch von der Verwaltung weiter gearbeitet werden. 
2.5 Auswertung des Projektes 
Meiner Meinung nach zeigt die Landeshauptstadt Stuttgart sich hier als eine sehr 
familienfreundliche Arbeitgeberin. Es wurde ein Konzept geschaffen, das die 
Frauen auf der einen Seite unterstützt in die Familienzeit zu gehen und auf der 
anderen Seite wieder in den Beruf zurückzukehren.  
Der Einstieg in die Beurlaubung wird so einfach wie möglich gestaltet durch ein 
klärendes Gespräch, welches leider noch viel zu selten geführt wird. Dies müsste 
von den Beurlaubten mehr eingefordert werden und von den jeweiligen Vorge-
setzten häufiger angeboten und offener geführt werden. Ein sehr positives Ange-
bot stellt der Informationsordner dar, der sämtliche wichtige Informationen ent-
hält, die eine Schwangere braucht. Die Wiedereinsteigerinnen haben diese Phase 
zu Recht als besonders positiv bewertet. 
Auch während der Beurlaubung bietet die Stadtverwaltung die verschiedensten 
Möglichkeiten an, um den Kontakt aufrechtzuerhalten. So sind der Internetauftritt, 
der Messetag und der Beratungstermin Angebote, die besonders hervorzuheben 















sind, wie ich finde. Kritik von Beurlaubten kann ich an dieser Stelle nicht verste-
hen. Die Stadtverwaltung bietet die Angebote an und die Beurlaubten müssen hier 
nur noch selber tätig werden in dem sie diese nutzen. Die Wiedereinsteigerinnen 
haben diesen Teil des Projektes ebenfalls als positiv bewertet. Ich denke haupt-
sächlich an dieser Stelle haben die Mitarbeiterinnen der Verwaltung die Aktivität 
der Beurlaubten vermisst, die sie in Abbildung 1.6 aufzeigten. Und auch bei der 
Frage der Annahme bei den Beurlaubten ist das negative Ergebnis hier ursächlich, 
wie ich vermute. Denn die Besucherzahlen des Messetages, die Teilnehmerzahl 
bei dem Karriere Coaching oder die Anmeldequote auf der Internetseite sind 
mangelhaft. Dies sollte von den Beurlaubten häufiger in Anspruch genommen 
werden. 
Verbesserungswürdig sind in meinen Augen die ämterspezifischen Veranstaltun-
gen. Es müssten sich mehr Ämter um die Beurlaubten kümmern und sie in die 
Prozesse der Verwaltung einbeziehen. Wie in Abbildung 1.6 ersichtlich, bemän-
gelt dies sogar die Verwaltung selbst.  
Hauptkritikpunkt der Wiedereinsteigerinnen waren die Unterstützung und die 
Vorbereitung auf den Wiedereinstieg. Die Verwaltung hingegen gibt ihrer Mei-
nung nach genug Unterstützung. Ich denke, dass die Ämter an sich hier mehr tun 
müssten. Die Unterstützung, die von dem Projekt ausgeht, ist meiner Meinung 
nach genügend vorhanden, es fehlt jedoch leider an der Ausführung bei den Äm-
tern.  
Ich denke, das Projekt stellt eine Chance dar, die man nur nutzen muss, damit ein 
Wiedereinstieg leichter wird. Im Groben betrachtet ist die Umsetzung sehr gut. Es 
fehlt jedoch noch an manchen 
Stellen an der Detailarbeit. Dies 
finden auch die Wiederein-
steigerinnen und die Verwaltung, 
die beide angaben, dass das Pro-
jekt und die Durchführung noch 
verbesserungsbedürftig sind. 












Hätten Sie größere Angst, wenn Sie in 




3 Der Vergleich zu der Privatwirtschaft 
Ein Vergleich zu anderen Unternehmen sollte angestrebt werden, da untersucht 
werden sollte, wie familienfreundlich die Landeshauptstadt Stuttgart tatsächlich 
ist, wie die angebotenen Leistungen wirklich bewertet werden können und welche 
anderen Angebote von der Privatwirtschaft gemacht werden.  
Die Umfrage hat ergeben, dass die 
Wiedereinsteigerinnen mehr Angst 
hätten eine Familienzeit zu nehmen 
und einen Wiedereinstieg zu wagen, 
wenn sie in der Privatwirtschaft tätig 
wären. Ob diese Angst begründet ist, 
soll im Folgenden als weiterer Punkt 
untersucht werden. 
Dazu wurden zwei Unternehmen befragt. Die Techniker Krankenkasse wurde für 
den Vergleich ausgewählt, da sich diese als besonders familienfreundlich erwie-
sen hat. So wurde das Unternehmen zum dritten Mal mit dem Zertifikat der Her-
tie-Stiftung ausgezeichnet, bei dem überprüft wird, inwieweit ein Unternehmen 
die Familienfreundlichkeit fördert. 
Die Daimler AG wurde für den Vergleich ausgesucht, um die Familienfreundlich-
keit eines der bekanntesten Großunternehmen der Privatwirtschaft in Stuttgart zu 
untersuchen.  
3.1 Die Techniker Krankenkasse 
Wie bei der Landeshauptstadt beginnt auch die TK bereits die Planung des Wie-
dereinstiegs mit der Planung des Ausstiegs in die Familienphase. Diese kann ins-
gesamt mit der Elternzeit sieben Jahre betragen, d.h., dass die TK eine zusätzliche 
Freistellung von zwei Jahren anbietet. Ermöglicht wird dies durch den eigenen 
Haustarifvertrag, der eine eigene Anlage zum Thema Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf beinhaltet162. Während der Freistellungsphase wird versucht mit den 
Mitarbeiterinnen Kontakt zu halten, was zum einen durch einen intensiven 
Schriftwechsel erfolgt. Das Unternehmen verschickt zum Beispiel verschiedene 
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Abbildung 5.1: Privatwirtschaft 
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Merkblätter, in denen alle rechtlichen Fragen beantwortet werden sollen. Zum 
anderen betreibt die TK ein aktives Kontaktmanagement, was heißt, dass die Vor-
gesetzten regelmäßig mit den beurlaubten Mitarbeiterinnen telefonieren und sie 
auch zu Veranstaltungen der Dienststelle, zu Informationsveranstaltungen oder 
den Personalversammlungen einladen163. Besonders hingewiesen werden die Be-
urlaubten dabei auf das ihnen zustehende Recht an Fortbildungen teilzunehmen. 
Die Teilnahme an Fortbildungen ist gerade in so einem großen Unternehmen mit 
der hohen EDV-Bindung und den ständigen Veränderungen durch neu erschei-
nende Reformen ein wichtiger Bestandteil, so Frau Montesinos-Handtrack.  
Auch die Ausübung von geringfügiger Beschäftigung ist bei der TK möglich. Hat 
das Unternehmen beispielsweise einen hohen Bedarf an Aushilfen, so werden die 
Mitarbeiterinnen in der Familienphase angefragt und auf Wunsch eingesetzt. Eine 
Tätigkeit ab vier Stunden in der Woche wird so für diese Mitarbeiter ermöglicht. 
Vor allem Erfasstätigkeiten, wie die Rechnungsprüfung, das Erstellen von Kurz-
gutachten oder die Eingabe von Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen, sind bei 
einer solchen Beschäftigung denkbar.  
Neben diesem wichtigen Schritt zum Wiedereinstieg gibt es das Angebot ein 
Rückkehrgespräch durchzuführen, das aber nicht zwingend vorgeschrieben ist. 
Dieses ist jedoch sinnvoll, da hier abgeklärt werden soll, wie die Mitarbeiterin in 
das Unternehmen wieder eingegliedert werden soll, welches Arbeitsgebiet pas-
send ist und welche Arbeitszeit angestrebt wird164. In diesem Punkt ist die TK 
sehr flexibel, da ein Arbeitszeitkorridor von 6 bis 20 Uhr vorgesehen ist und es 
keine festen Kernarbeitszeiten gibt. Die Mitarbeiterinnen haben so in Abstim-
mung mit ihren Vorgesetzten eine hohe Gestaltungsmöglichkeit. Weiterhin gibt es 
verschiedene Möglichkeiten der Teilzeitarbeit, die durch den bereits angesproche-
nen Haustarifvertrag ermöglicht wurde. Grundsätzlich ist Teilzeitarbeit immer 
möglich, sie wird in Abstimmung mit dem jeweiligen Vorgesetzten ausgestaltet 
und umfasst grundsätzlich eine wöchentliche Arbeitszeit zwischen 18 und 25 
Stunden. Darüber hinaus sind Abweichungen sowohl nach unten als auch nach 
oben in Absprache mit den Vorgesetzten möglich, solange betriebliche Gründe 
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dem nicht widersprechen. Die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit der Mit-
arbeiterinnen liegt im Moment bei 35,5 Stunden und kann nach Wunsch auf bis zu 
30,5 Stunden in Absprache mit dem Vorgesetzten abgesenkt werden. Eine Ein-
schaltung der Personalgremien ist in diesem Fall nicht nötig. Rund 22,71165 Pro-
zent der Mitarbeiter im Bundesgebiet nehmen dies wahr, was ungefähr jede fünfte 
Mitarbeiterin betrifft166. 
Im Jahr 2007 hat die TK eine Umfrage unter ihren Mitarbeiterinnen im Großraum 
Stuttgart durchgeführt, um zu sehen, in welchem Umfang Probleme bei der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf bestehen. Dabei wurde festgestellt, dass 43 Pro-
zent der Mitarbeiterinnen zwischen ein- bis dreimal im Jahr 2006 wegen fehlender 
Kinderbetreuung nicht am Arbeitsplatz erscheinen konnten und rund 58 Prozent 
der Befragten großes Interesse an einer Notfallkinderbetreuung haben167. Auf die-
se Umfrageergebnisse hat die TK umgehend reagiert, indem ein Kooperations-
partner zur Notfallkinderbetreuung gefunden wurde. Das Kinderhaus Regenbo-
gen, welches den Arbeitszeitkorridor der TK abdeckt, kann für Kinder im Alter 
von 3 bis 14 Jahren genutzt werden. Anmelden sollte man die Kinder spätestens 
am Vortag, damit dort eine Betreuung sichergestellt werden kann. Aber auch am 
Tag, an dem die Betreuung benötigt wird, ist die Aufnahme möglich, sofern es 
freie Kapazitäten gibt168. Sollte eine dortige oder anderweitige Betreuung jedoch 
nicht möglich sein, hat die TK auch ein Eltern-Kind-Arbeitszimmer eingerichtet. 
Dieses verfügt über einen PC-Arbeitsplatz mit Telefon sowie über eine kindge-
rechte Ausstattung mit Spielsachen und Schlafmöglichkeit169. Buchbar ist das 
Arbeitszimmer sehr flexibel an dem Tag, an welchem die Betreuung ausfällt. Eine 
solche Einrichtung ist, wie ich finde, eine große Hilfe für Mitarbeiterinnen, bei 
denen die Betreuungsmöglichkeit kurzfristig ausgefallen ist. Zwar gibt es auch 
kritische Stimmen dazu, die behaupten, dass dort eher gespielt als gearbeitet wird, 
jedoch ist der Arbeitsausfall geringer, als wenn die Mitarbeiterin gar nicht am 
Arbeitsplatz erscheint. 
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3.2 Die Daimler AG 
Auch in der Privatwirtschaft gibt es den rechtlichen Anspruch auf Elternzeit nach 
§ 1 BEEG in Höhe von drei Jahren. Im Anschluss daran ist eine Familienzeit von 
weiteren drei Jahren pro Kind, bei zwei Kindern insgesamt in Höhe von sieben 
Jahren laut der Betriebsvereinbarung von Daimler möglich170. Daran geknüpft 
sind jedoch bestimmte Voraussetzungen: die Mitarbeiterin muss Anspruch auf die 
gesetzliche Elternzeit gehabt haben, es muss eine Betriebszugehörigkeit von min-
destens fünf Jahren bestehen, das Kind muss nach dem 30.06.1999 geboren sein 
und es darf noch keine Familienzeit genommen worden sein171. Hier sieht man, 
dass Daimler zwar eine Familienzeit anbietet, diese aber nur unter bestimmten 
Voraussetzungen, die meiner Meinung nach sehr viel enger als die des öffentli-
chen Dienstes sind, möglich ist. Weiterhin gibt es die zeitliche Begrenzung von 
höchstens zehn Jahren inklusive der Elternzeit, was eine weitere Einschränkung 
darstellt. Theoretisch gesehen, gibt es also die Möglichkeit nach der Elternzeit 
auszusteigen. Nach Aussage von Frau Knapp ist das Unternehmensziel allerdings, 
die Mitarbeiterinnen so schnell es geht wieder zurück zu holen bzw. gleich im 
Betrieb zu halten172. Daran kann man sehen, dass die Theorie zwar eine Unterbre-
chung fördert, die Praxis aber eine derart lange Phase, die bereits bei voller Inan-
spruchnahme der Elternzeit gesehen wird, nicht unterstützt. 
Auch bei Daimler fängt der Wiedereinstieg schon bei der Verkündung der 
Schwangerschaft an. Es wird direkt ein Gespräch geführt, bei dem die Mitarbeite-
rin bereits äußern soll, wie lange sie die Elternzeit in Anspruch nimmt, welchen 
Termin sie für einen Wiedereinstieg vorsieht und es werden Vertretungseinsätze 
während der Elternzeit schon zu diesem Zeitpunkt vereinbart173. Auf diese Einsät-
ze legt man im Unternehmen sehr viel Wert, verpflichtet die Mitarbeiterin sogar 
zu 100 Stunden Vertretung in jedem Jahr der Freistellung174. Diese Stunden soll-
ten unbedingt von jeder Mitarbeiterin erbracht werden, denn nur so hat sie beim 
Wiedereinstieg einen Anspruch auf die gleiche Eingruppierung wie vor der Fami-
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lienzeit. Leistet sie diese Stunden nicht, kann die Mitarbeiterin niedriger eingrup-
piert werden, da sie dann nicht mehr die ausreichende Qualifizierung einbringt175. 
Zum Zweck der Einsatzmöglichkeiten wird einmal im Jahr ein Fragebogen erstellt 
und die Einsatzmöglichkeiten unter den Beurlaubten für das kommende Jahr ab-
gefragt. Die Ergebnisse werden dann in einer Datenbank erfasst, auf die alle Per-
sonalstellen des Unternehmens Zugriff haben.  
Auf den Kontakt während der Freistellung legt das Unternehmen sehr viel Wert, 
dies beschränkt sich jedoch auf Gespräche zum Wiedereinstieg und auf die Ver-
tretungseinsätze. Einladungen zu betriebsinternen Veranstaltungen findet man 
jedoch nicht.  
Es gibt allerdings eine Informationsveranstaltung, die einmal im Jahr speziell für 
die künftigen Wiedereinsteigerinnen gedacht ist, zu dem sich werdende Mütter 
und interessierte Führungskräfte anmelden können. Auf diesem Informationstag 
finden sich Vorträge von Mitarbeitern der Krankenkassen oder der betrieblichen 
Altersfürsorge, die über rechtliche Gegebenheiten aufklären und bei denen die 
Mitarbeiterinnen Fragen stellen können. 
Sobald eine Mitarbeiterin den Wunsch nach einem Wiedereinstieg hat, soll diese 
das Gespräch mit ihrer Führungskraft suchen. In einem Gespräch soll dann festge-
stellt werden, wie das Arbeitsgebiet aussieht und welche Qualifizierungsmaßnah-
men benötigt werden. Zu diesem Zweck wird ein Qualifizierungsfragebogen aus-
gefüllt, ein zusätzliches Qualifizierungsgespräch geführt und ein Plan erstellt, 
welche Maßnahmen für die jeweilige Mitarbeiterin geeignet sind. Alle Mitarbeite-
rinnen, die den Wiedereinstieg planen, bekommen dann eine Einladung zu einem 
Wiedereinsteigerseminar, bei dem aktuelle Themen des Unternehmens, eine PC-
Schulung und ein Bewerbungstraining behandelt werden176.  
Eine Wiedereinstellungszusage gibt es übrigens hier auch. Diese erlischt aller-
dings, wenn der Wiedereinstieg nicht sechs Monate vor Ablauf der Familienzeit 
beantragt wurde oder wenn ein vereinbarter Wiedereinstellungstermin nicht ein-
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gehalten wurde177. Der Wiedereinstieg soll grundsätzlich bei der Abteilung erfol-
gen, bei der die Mitarbeiterin bereits vorher tätig war.  
Teilzeitarbeit ist nach der Betriebsvereinbarung in verschiedenen Formen mög-
lich. So bietet das Unternehmen beispielsweise die reduzierte Arbeitszeit, die Ar-
beitsplatzteilung sowie die Kombination von Teilzeit- und Telearbeit an178. Perso-
nalpolitisch würde man eine Teilzeitbeschäftigung immer gewähren, so Frau 
Knapp179. Ob diese in der jeweiligen Abteilung zu realisieren geht, ist mit dem 
Vorgesetzten abzusprechen. Dabei ist es von Abteilung zu Abteilung unterschied-
lich, ob die Teilzeit gewährt wird, der Vorgesetzte hat die Ablehnung jedoch zu 
begründen. Zur Ablehnung sind aber nur betriebliche Gründe nötig. 
Die Kinderbetreuung stellt Daimler durch zwei eigene Einrichtungen sicher. Der 
„Sterntaler“ befindet sich bei der Zentrale in Stuttgart-Möhringen. Diese Einrich-
tung umfasst 140 Betreuungsplätze für Kinder im Alter bis zwölf Jahre. Eine wei-
tere Einrichtung wurde im Oktober 2007 in Untertürkheim in Höhe von 48 
Betreuungsplätzen für Kinder bis drei Jahre errichtet. Weitere 48 Plätze sollen in 
Zukunft folgen. Beide Einrichtungen haben von sieben bis achtzehn Uhr geöffnet.   
Zum Schluss soll hier noch gesagt werden, dass diese Informationen nur für die 
Zentrale gelten, bei der fast ausschließlich die Verwaltung ihren Sitz hat. Über das 
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4 Zusammenfassung 
Ich denke, dass die Landeshauptstadt Stuttgart den Titel „familienfreundliche Ar-
beitgeberin“ zu Recht trägt, da sie durch dieses Konzept einen wichtigen Beitrag 
zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf leistet. 
 
So bietet sie freiwillig Leistungen an, die während der Schwangerschaft durchge-
führt werden, obwohl sie rechtlich nicht dazu verpflichtet ist. Der Informations-
ordner ist meiner Meinung nach durchweg positiv zu beurteilen, das Gespräch vor 
Beginn des Mutterschutzes dagegen, ist meiner Meinung nach noch stark verbes-
serungsbedürftig, da es in den meisten Fällen noch nicht praktiziert wird. Die Be-
urlaubten sind mit dieser Phase des Wiedereinstieges aber sehr zufrieden. 
Meiner Meinung nach können sie dies auch sein, da weder die TK noch Daimler 
solch umfangreiche Angebote machen. Lediglich bei dem Gespräch könnte man 
sich ein Beispiel an Daimler nehmen. Allerdings sollte man die Beurlaubten nicht 
so unter Druck setzen, wie diese es tun, sondern ein offenes Gespräch führen, von 
dem beide Seiten profitieren. 
 
Auch die Angebote während der Beurlaubung sind sehr vielseitig vorhanden. 
Die Internetseite und der Messetag sind Leistungen der Landeshauptstadt, die als 
sehr wertvoll zu beurteilen sind. Trotz der positiven Beurteilung der Wiederein-
steigerinnen wäre hier aber wünschenswert, dass mehr Beurlaubte die Möglich-
keiten wahrnehmen. Eine ähnliche vorgehensweise in der Privatwirtschaft findet 
man an dieser Stelle nur bei Daimler, welcher auch einen Informationstag anbie-
tet. Der Messetag der Stadtverwaltung ist jedoch, wie oben aufgeführt, weitaus 
hilfreicher durch die lockere Atmosphäre. 
 
Der Beratungstermin mit Qualifizierungsplanung ist ein weiteres Angebot, wel-
ches besonders hervorzuheben ist, wie ich finde. Die Möglichkeit der Freiwillig-
keit an Fortbildungen teilzunehmen, obwohl die rechtliche Verpflichtung grund-




Grundsätzlich überarbeiten sollte die Stadtverwaltung das Kontaktmanagement in 
Bezug auf die ämterspezifischen Veranstaltungen. Hier sollte mehr Initiative von 
den Ämtern und mehr Einheitlichkeit in der gesamten Verwaltung geschaffen 
werden. Vorbildlich ist hier das Kontaktmanagement der TK. 
 
Der Wiedereinsteigerinnenpool und der Betriebskindergarten sind besondere An-
gebote, die die Landeshauptstadt geschaffen hat. Bei der Kinderbetreuung sollte in 
meinen Augen jedoch noch mehr getan werden. Hier sind die TK mit den exter-
nen Kooperationspartnern und einem eigenen Eltern-Kind-Büro und Daimler mit 
zwei eigenen Kindertagesstätten, die zusammen 87 % mehr Kapazitäten haben, 
Vorreiter. Die Privatwirtschaft tut in dieser Hinsicht also deutlich mehr. 
 
Die Vorteile des öffentlichen Dienstes liegen hier klar auf der Hand: lange Beur-
laubungszeiten und die Rückkehrgarantie sind Gesichtspunkte, die die Landes-
hauptstadt zusätzlich als familienfreundlich qualifizieren. In der Privatwirtschaft 
wird dies schwierig, was man besonders bei Daimler erkennt, da lange Beurlau-
bungszeiten zwar angeboten, aber negativ bewertet werden und die Rückkehr nur 
unter bestimmten Voraussetzungen erfolgen kann. 
 
In Sachen Teilzeit kann der öffentliche Dienst jedoch von den Teilzeitmodellen 
der Privatwirtschaft, besonders bei der TK, lernen. 
 
Ich denke, dass die Landeshauptstadt insgesamt sehr viel Unterstützung an ihre 
Mitarbeiterinnen gibt. Die Angebote sind sehr umfassend, in dieser Form werden 
sie in der Privatwirtschaft nicht vorgefunden. In manchen Punkten sind zwar die 
Unternehmen dem öffentlichen Dienst einen Schritt voraus, insgesamt gesehen 
denke ich aber, dass die Landeshauptstadt weit mehr als die Privatwirtschaft für 
ihre Mitarbeiterinnen tut.  
 
Die Landeshauptstadt Stuttgart trägt meiner Meinung nach den Titel als familien-
freundliche Arbeitgeberin zu Recht. Es sollte jedoch weiter an diesem Konzept 
















Anlage 3: Reformkurier Nr. 12/2007 
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Anlage 4: Interview mit Frau Gisela Schill 
Mitarbeiterin im Haupt- und Personalamt, Abteilung Organisation 
und Personalentwicklung 






Punkt 3: Aktuelle Informationen zur Stadtverwaltung 
„Es gibt sehr viele Ämter, die zu den Veranstaltungen einladen. Ich weiß aber leider nicht, wer das 
alles macht, da dies sehr unterschiedlich gehandhabt wird. Aber die meisten laden ihre Beurlaub-
ten ein zu Amtsausflügen. Das Haupt- und Personalamt macht das beispielsweise. Da war ich 
selber auch als Beurlaubte und ich wurde immer eingeladen zu Veranstaltungen. Wir selber (Ab-
teilung Organisation und Personalentwicklung) machen das mit unseren Pensionären und Beur-
laubten, dass wir sie zu unseren Weihnachtsfeiern einladen.“ 
 
 
Punkt 4: Messetag 
„Für den Messetag benötigen wir ein Jahr Vorlauf. Dieser ist zwingend notwendig, wegen der 
Reservierung der Räume und der Terminabstimmung mit dem Bürgermeister Murawski, da dieser 
immer den Messetag eröffnen soll. 
Dies ist eine gewisse Art von Wertschöpfung. Der Verwaltungsbürgermeister nimmt sich immer 
die Zeit diesen Tag zu eröffnen, war dieses Jahr beim ganzen Programm da. Da legen wir, sowohl 
die Organisatoren als auch besonders der Bürgermeister, Wert drauf, dass der Messetag nicht nur 
von ein paar Sachbearbeitern getragen wird, sondern auch „von oben“ mit getragen wird. Und dass 
macht Bürgermeister Murawski auch immer.“  
 
„Sobald der Termin bei dem Bürgermeister steht, müssen wir das Rathaus reservieren. Der Tag 
soll im Rathaus stattfinden, damit auch die Verbundenheit mit der Stadt zum Ausdruck kommt. 




Punkt 5: Möglichkeiten des Wiedereinstieges 
„Telearbeit wird finanziert aus dem Amtsbudget. Die PC-Einrichtung und die Telefonleitung, die 
verlegt werden muss, werden komplett vom Amt übernommen. Dies ist sehr teuer.Und nicht jede 
Tätigkeit geht in Telearbeit auszuführen. Da kommt es immer auf den Einzelfall an, ob es möglich 
ist. Schreibtischarbeit ist natürlich wie geschaffen für die Telearbeit.“ 
 
„Viele stellen sich vor, sie können nachts arbeiten, wenn das Kind schläft. Das geht nicht. Ab 20 
Uhr kann man zwar weiter am PC arbeiten, aber man kann nicht mehr mit der Stadt kommunizie-
ren. Das ist eine Vorgabe des Personalrates, damit die Frauen sich nicht selber ausbeuten und nur 
um am Tag alles zu schaffen auch noch nachts arbeiten.“ 
 
„Wir bieten Teilzeitmodelle aller Art. Das heißt aber, abzusprechen mit der jeweiligen Stelle. Es 
ist von Stelle zu Stelle unterschiedlich. Dabei kommt es immer auf den Vorgesetzten und die Tä-
tigkeit an.“ 
XIII 
„Die Doppelbelastung Familie und Beruf stellt einen Spagat dar. Das weiß ich aus eigener Erfah-
rung. Man muss immer sein „Ding“ und seine Rolle rechtfertigen.“ 
 
„Von vielen Ämtern wird auch einfach dazu geraten, sich weiter beurlauben zu lassen. Dann ent-
geht man unangenehmen Aufwand und Stress.“ 
 
 
Punkt 6: Individueller Beratungstermin mit Qualifizierungsplanung 
„Wir hatten früher ein anderes Fortbildungsprogramm. Dies wurde aber nur sehr schleppend ange-
nommen. Andere haben das ganze Programm mit den Office-Programmen durchgeschult, aber 
nicht zum Wiedereinstieg, sondern um ihre Nebentätigkeiten machen zu können.“ 
 
„Ich selber kann nicht fachspezifisch beraten. Da sind die jeweiligen Ämter dann gefragt.“ 
 
„Optimal ist natürlich, dass es bereits einen Ansprechpartner vom Amt gibt, wo die Frau eingesetzt 
werden soll. Voraussetzung ist, dass das Amt schon fest steht. Der Ansprechpartner kann dann die 
Voraussetzungen für die Arbeit im Amt nennen. Dafür wird sie dann geschult.“ 
 
„Manche Seminare sind sehr begehrt und mit aktiven Mitarbeitern ausgefüllt. Die aktiven haben 
dabei natürlich Vorrang. Deshalb schicken wir die Fortbildungsprogramme gleich im Januar weg 




















Anlage 5: Interview mit Frau Claudia Wurst 
Mitarbeiterin im Haupt- und Personalamt, Abteilung Organisation 
und Personalentwicklung 










Punkt 3: Messetag 
 
„Wir haben einmal die Beurlaubten, die teilgenommen haben, selbst befragt auf dem Messtag. 
Und dazu haben wir einen Anreiz geboten, da wir gesagt haben, es gibt Preise zu gewinnen. Die 
schönsten Preise waren Freikarten für mindestens 20 Euro für die Stuttgarter Philharmonika, dann 
haben wir Wein vom Stuttgarter Weingut, 20 Abonnements vom Stuttgarter Amtsblatt, Bücher 
über die Liederhalle und andere verschiedene Preise. 
Dies sollte ein Anreiz sein, sich auch am Abend dieses Messetages noch die Mühe zu machen, den 
Fragebogen auszufüllen. 
Die Preise wurden dann nicht am Messetag selber, sondern hinterher ausgelost und verschickt.“ 
 
„Dass der Messetag nur die Stadtverwaltung betrifft, wird jedes Jahr von den Beurlaubten kriti-
siert. Das Klinikum ist unterrepräsentiert und die Information im Klinikum ist geringer als bei der 
übrigen Stadtverwaltung. Es macht selber so einen Messetag nicht, das heißt, wenn wir unseren 
Messetag machen, laden wir alle Beurlaubten vom Klinikum mit ein, damit sie überhaupt ein An-
gebot mit haben. 
Es waren auch zwei Kollegen vom Klinikum mit da, aber da der Messetag von der Kernverwal-
tung organisiert ist, hat man bei den Vorträgen keine klinikumsspezifischen Vorträge eingeplant. 
Deshalb wird gesagt, es wird vom Klinikum zu wenig informiert. 
Wir weisen das Klinikum darauf hin, dass der Bedarf gegeben ist, aber wir können ihnen nichts 
vorschreiben. Wir versuchen aber immer das Klinikum anzuregen, mehr für die Beurlaubten zu 
tun.“ 
 
„Finanzieren tun wir, also das Team Organisation und Personalentwicklung, aus unserem Budget. 
Das gilt für den Messetag genauso wie für die Qualifizierungsplanung während der Beurlaubung.“ 
 
„Der Betriebskindergarten wird sehr gut angenommen. Die vorhandenen Plätze reichen bei weitem 
nicht aus. Die Einrichtung ist voll ausgebucht, die Anfragen kommen weiterhin. Teilweise gibt es 
sogar Wartezeiten von einem Jahr, um einen Platz zu kriegen.“ 
 
 
Punkt 5: Unterstützung nach dem erfolgten Wiedereinstieg 
 
„Auch schon vor dem Wiedereinstieg sollte man die Beurlaubten voll unterstützen. Leider kommt 
es aber nicht selten vor, dass manche Ämter die Beurlaubten lieber vertrösten und sie dazu bewe-




Anlage 6: Interview mit Frau Renate Hampp 
Mitarbeiterin im Haupt- und Personalamt  
Abteilung Personalservice 











Punkt 4: Geringfügige Beschäftigung 
 
„ Die geringfügige Beschäftigung darf als Tätigkeit kein Tagesgeschäft umfassen. Es müssen in 
jedem Fall Arbeiten sein, wo es egal ist, wenn erst in einer Woche weitergemacht wird. Also sind 
das entweder irgendwelche allgemeinen Dinge, wenn Grundsätze erarbeitet werden sollen, da 
nimmt man sich ja normalerweise Zeit. Oder wenn es irgendwelche Arbeiten sind, zu denen dieje-
nigen schon Vorkenntnisse mitbringen und die anderen Mitarbeiter entlastet werden können, also 
vielleicht gleichartige Vorgänge, wie Beschäftigungszeiten festsetzten oder Besoldungsdienstalter 
festsetzen.“ 
 
„Geringfügige Beschäftigung ist auf der 400,- Euro Basis festgelegt. Da kommt es darauf an, was 
die Person für eine Tätigkeit macht, wie ist diese bewertet, also ist die so bewertet, wie das alte 
Aufgabengebiet oder in welcher sonstigen Entgeltgruppe ist die Tätigkeit angesetzt. Und dann 
muss ich ausrechnen, wie viel Prozent, welchem Beschäftigungsumfang das entspricht, in welcher 
Entgeltgruppe.“ 
 
„Wir haben eine Datenbasis aufgemacht, um zu erfassen, wer sich für eine geringfügige Beschäfti-
gung interessiert. (…) Von manchen Ämtern wird die Möglichkeit sehr gut angenommen. Andere 
interessieren sich aber gar nicht dafür.“ 
 
 
„Wir bieten den Beurlaubten auf jeden Fall eine Stelle an. Versucht wird eine Wiedereinstellung 
beim alten Amt. Das ist aber nicht immer möglich. Deshalb bieten wir auch für andere Ämter 
Stellen an. Die Beurlaubten sind aber bei uns nicht verpflichtet, die Stellen anzunehmen, die wir 
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